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Auf der Grundlage des § 44 Absatz 1 und des § 41 Absatz 1 Satz 2 des Niedersächsischen Hoch-
schulgesetzes (NHG) vom 26. Februar 2007 (Nds. GVBl. S. 69) sowie § 17 Abs. 6 NHG, zuletzt 
geändert mit Artikel 14 des Gesetzes vom 13.12.2024 (Nds. GVBl. Nr. 118), hat die Universität Hil-

desheim die folgende „Ordnung über die Durchführung von Prüfungen in elektronischer Form (On-
lineprüfungen) und über weitere hochschulweite Regelungen zu Prüfungen und Lehre an der Uni-
versität Hildesheim (Rahmenprüfungsordnung, RPO)“ beschlossen. 

• Beschluss durch Fachbereich 1 am 03.12.2025 

• Beschluss durch Fachbereich 2 am 03.12.2025 

• Beschluss durch Fachbereich 3 am 03.12.2025 

• Beschluss durch Fachbereich 4 am 03.12.2025 

• Beschluss durch den Senat am 04.02.2026 

• Genehmigung durch das Präsidium am 04.02.2026 

 
 

§ 1 Zweck der Ordnung 

 
(1) Diese Ordnung dient dazu, prüfungsrechtliche Regelungen für Studiengänge der Universität 
Hildesheim so weit wie möglich zu vereinheitlichen. 

(2) Darüber hinaus dient diese Ordnung dazu, den durch den Einsatz elektronischer Medien in Stu-
dium und Lehre entstehenden prüfungs- und datenschutzrechtlichen Regelungsbedarf hochschul-
einheitlich umzusetzen. 

 
 

§ 2 Anwendungsbereich 
 

(1) 1Diese Rahmenprüfungsordnung enthält studiengangsübergreifende Regelungen für Bachelor- 
und Masterstudiengänge an der Universität Hildesheim. 2Die Paragraphen 1 und 2, sowie die Pa-
ragraphen des dritten, vierten, sechsten, siebten und achten Teils sowie die Anlagen 6 und 7, gel-

ten für alle Bachelor- und Masterstudiengänge an der Universität Hildesheim mit Ausnahme der in 
Anlage 8 genannten Studiengänge. 3Die Paragraphen des zweiten und fünften Teils sowie die An-
lagen 1 bis 5, gelten in Verbindung mit der Prüfungsordnung eines Studiengangs, die in einem ent-

sprechenden Paragraphen bestimmte oder alle Regelungen der Rahmenprüfungsordnung als für 
diesen Studiengang geltend festlegt. 4Die Prüfungsordnung des Studiengangs (studiengangsspezi-

fische Prüfungsordnung) enthält darüber hinaus ergänzende, insbesondere fach- und studien-
gangsspezifische Regelungen. 
(2) Falls Absatz 1 zu einer Unvereinbarkeit von Regelungen führt, haben die Regelungen der vor-

liegenden Rahmenprüfungsordnung Vorrang und ersetzen die Regelungen der studiengangsbezo-
genen Ordnungen, es sei denn, diese Ordnung sieht vor, dass studiengangsbezogene Prüfungs-
ordnungen abweichende Regelungen treffen dürfen oder dass eine bestimmte Regelung einer stu-

diengangsbezogenen Prüfungsordnung nach Inkrafttreten dieser Rahmenprüfungsordnung fortgilt. 
(3) Diese Ordnung gilt nicht für Prüfungen in Promotions- und Habilitationsverfahren. 
 

 
ERSTER TEIL – STUDIENGANG 

 

§ 3 Zweck der Prüfung  

§ 4 Hochschulgrad 
§ 5 Dauer und Struktur des Studiums 

§ 6 Gliederung des Studiums 
 

Die §§ 3 – 6 sind studiengangsspezifisch und deshalb in den studiengangsbezogenen Ordnungen 
geregelt. 
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ZWEITER TEIL – STUDIENBEGLEITENDE PRÜFUNGEN 
 

§ 7 Prüfungen 
 

(1) In dieser Ordnung werden in Bezug auf Prüfungen folgende Begriffe verwendet: 
a) Prüfungsform (Art der Gestaltung der Prüfung, Prüfungstyp: z. B. Klausur) 

b) Prüfungsformat (Art der Durchführung der Prüfung:  
o Präsenzprüfung: Die Prüfung findet in den Räumlichkeiten der Universität statt 
o Onlineprüfung: Die Prüfung findet ausschließlich über eine Onlineplattform (z. B. 

das Learnweb oder ein Videokonferenzsystem) statt, der Prüfungsort ist nicht fest-
gelegt. 

(2) Die für einen Studiengang vorgesehenen Prüfungsformen sind in der studiengangsspezifischen 

Prüfungsordnung abschließend aufzuführen und zu beschreiben.  
(3) 1Sofern die Prüfungsordnung eines Studiengangs vorsieht, dass für eine Prüfungsform mehrere 
Prüfungsformate angeboten werden können, wird dies im Modulhandbuch ergänzend zu den be-

troffenen Prüfungsleistungen angegeben. 2In diesem Fall entscheiden die Prüfenden, in welchem 
Format die konkrete Prüfung durchgeführt wird. 3Die Entscheidung ist den zu Prüfenden rechtzei-
tig, in der Regel zu Beginn der Vorlesungszeit des Semesters, in dem die Prüfung stattfinden soll, 

bekanntzugeben. 4Ein späterer Wechsel des Prüfungsformats innerhalb eines Semesters ist nur 
aus wichtigem Grund möglich. 5Es ist sicherzustellen, dass die in § 17 Abs. 2 genannten Bedin-
gungen erfüllt sind. 

 
 

§ 8 Prüfungsleistungen / Studienleistungen 
 
(1) 1Prüfungsleistungen sind einer oder einem Studierenden individuell zurechenbare Leistungen, 

in denen sie oder er zeigt, dass die Kompetenzen vorliegen, die in dem Modul vermittelt werden 
sollen. 2Dies gilt auch für Gruppenprüfungen. 3Prüfungsleistungen werden in der Regel benotet. 
4Abweichend von Satz 3 kann die Modulschreibung vorsehen, dass die Prüfungsleistung in einem 

Modul oder Teilmodul nicht benotet wird. 
(2) 1Studienleistungen sind einer oder einem Studierenden individuell zurechenbare Leistungen, 
mittels derer die in dem Modul zu vermittelnden Kompetenzen eingeübt werden. Dies gilt auch für 

Studienleistungen, die in Gruppen angefertigt werden. 2Studienleistungen können auch der vorläu-
figen Überprüfung des Kenntnisstandes und der Fähigkeiten der Studierenden dienen. 3Studienle-
istungen werden bewertet, in der Regel aber nicht benotet. 4Sofern eine Studienleistung abwei-

chend von Satz 3 benotet wird, geht die Note nicht in die Berechnung der Modulnote und damit 
auch nicht in die Gesamtnote ein. 
(3) 1Werden KI-Systeme für die Erbringung von Prüfungs- oder Studienleistungen genutzt, so sind 

die verwendeten Systeme anzugeben und die Zwecke und Arten der Nutzung zu dokumentieren. 
2Hierfür wird die Eigenständigkeitserklärung gemäß Anlage 6 bzw. Anlage 7 verwendet. 

(4) 1Der erfolgreiche Abschluss eines Moduls setzt in der Regel das Bestehen der für das Modul 
vorgesehenen Prüfungsleistungen (Modulprüfung) und gegebenenfalls die Erbringung von Stu-
dienleistungen als Nachweis des Kompetenzerwerbs voraus. 2Die Lehrenden bzw. die Prüfenden 

melden das Bestehen oder Nichtbestehen von Studienleistungen und Prüfungsleistungen an das 
zuständige Prüfungsamt.  
(5) 1Modulprüfungen beziehen sich auf die Kompetenzen, die in den dem Modul zugeordneten 

Teilmodulen vermittelt werden sollen. 2Eine Modulprüfung kann aus mehreren Teilmodulprüfungen 
bestehen, die sich entsprechend auf die Kompetenzen beziehen, die in den ihnen zugeordneten 
Teilmodulen vermittelt werden sollen. 3In diesem Fall wird zunächst jede Teilmodulprüfung bewer-

tet; die Gesamtnote der Modulprüfung errechnet sich dann aus dem arithmetischen Mittel der Er-
gebnisse der Teilmodulprüfungen, wobei die Noten der Teilmodulprüfungen mit den dem Teilmodul 
zugeordneten Leistungspunkten gewichtet werden. 4Bei einer abweichenden Gewichtung ist diese 

in der Prüfungsordnung des jeweiligen Studiengangs oder im Modulhandbuch anzugeben. 5(Teil-
)Modulprüfungen finden studienbegleitend in der Regel am Ende des jeweiligen (Teil-)Moduls statt. 
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(6) Ebenfalls um eine Modulprüfung handelt es sich, wenn sich die Prüfung nur auf eines der im 
Modul belegten Teilmodule bezieht und in den anderen zum Modul gehörigen Teilmodulen bewer-
tete, aber unbenotete Studienleistungen gefordert werden. 

(7) 1Modulbeschreibungen können vorsehen, dass im Rahmen einer Prüfung mehrere einzeln zu 
bewertende Teilleistungen erbracht werden (Modulteilprüfungen). 2Satz 1 gilt für Modulprüfungen 
ebenso wie für Teilmodulprüfungen. 3Besteht eine Prüfung aus einzeln zu bewertenden Teilleistun-

gen, ergibt sich die Note für die Prüfung aus dem arithmetischen Mittel der Noten der Teilleistun-
gen. 4Bei einer abweichenden Gewichtung ist diese im Modulhandbuch anzugeben. 
(8) Bei der Meldung des Ergebnisses einer Modulprüfung oder Teilmodulprüfung an das Prüfungs-

amt bzw. der Meldung von Studienleistungen sind folgende Angaben zu machen: 
1. Bezeichnung des jeweiligen Moduls und Teilmoduls sowie der konkreten Lehrveranstal-

tung, in der die Prüfungsleistung abgenommen bzw. die Studienleistung erbracht wurde 

2. Name, Vorname und Matrikelnummer der bzw. des Studierenden 
3. Zeit und Ort der mündlichen oder schriftlichen Prüfung bzw. Abgabedatum (Prüfungsda-

tum); bei Studienleistungen: Datum, an dem die Studienleistung vollständig erbracht wurde, 

bzw. in Fällen, in denen die Studienleistung in der regelmäßigen Anwesenheit besteht, Da-
tum des letzten Lehrveranstaltungsbesuchs 

4. Ergebnis der Prüfung gemäß § 14 (die Note, bzw. „bestanden“ oder „nicht bestanden“); bei 
Studienleistungen in der Regel „bestanden“ oder „nicht bestanden“ 

5. Anzahl der Leistungspunkte, die durch die Prüfung bzw. die Studienleistung erworben wur-

den 
6. Name der Person, die die Prüfung bzw. die Studienleistung bewertet hat 

 

 
§ 9 Öffentlichkeit von mündlichen Prüfungen 

 
1Studierende, die sich demnächst der gleichen Modul- oder Teilmodulprüfung unterziehen wollen, 
sowie andere Mitglieder der Hochschule, die ein eigenes berechtigtes Interesse geltend machen, 
können bei der Prüferin oder dem Prüfer bzw. den Prüfenden schriftlich oder per E-Mail beantra-

gen, als Zuhörerinnen oder Zuhörer bei einer mündlichen Prüfung zugelassen zu werden. 2Dem 
Antrag ist stattzugeben, sofern nicht die oder der zu Prüfende – spätestens vor Beginn der Prüfung 
– der Teilnahme von Zuhörerinnen und Zuhörern widerspricht. 3Dafür ist es hinreichend, wenn die 

oder der zu Prüfende den Widerspruch der, dem oder den Prüfenden gegenüber mündlich äußert. 
4Der Widerspruch wird im Protokoll vermerkt. 5Das Recht der Teilnahme an einer mündlichen Prü-

fung erstreckt sich nicht auf die Beratung und die Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die 
Geprüfte oder den Geprüften. 
 

 
§ 10 Zugang und Zulassung zu Modulen, Studien- und Prüfungsleistungen 

 

(1) 1Studierende haben vorbehaltlich der Erfüllung der weiteren, in den studiengangsbezogenen 
Ordnungen geregelten Zugangsvoraussetzungen Zugang zu Modulen und Modulprüfungen in dem 
Studiengang, in dem sie eingeschrieben sind. 2Bei kapazitätsbeschränkten Modulen und Lehrver-

anstaltungen richtet sich der Zugang nach einer entsprechenden Zuweisung. 
(2) 1Die Modulbeschreibung kann weitere Zugangsvoraussetzungen vorsehen. 2Insbesondere 
kann der erfolgreiche Abschluss von Modulen oder eine bestimmte Anzahl von im Studiengang 

oder in einzelnen Fächern des Studiengangs erworbenen Leistungspunkten verlangt werden. 
(3) In der Modulbeschreibung können Studienleistungen und Prüfungsleistungen definiert werden, 
deren erfolgreiche Erbringung für die Zulassung zu Modulprüfungen oder Teilmodulprüfungen er-

forderlich ist. 
(4) 1Studien- und Prüfungsleistungen können nur von Studierenden erbracht werden. 2Studierende 
müssen während des gesamten Prüfungszeitraums im jeweiligen Studiengang an der Universität 

Hildesheim eingeschrieben sein. 3Die Immatrikulation ist nachzuweisen. 4Satz 2 gilt nicht für Stu-
dien- und Prüfungsleistungen, die als Zusatzleistungen gemäß Abs. 9 erbracht werden. 5Studien- 

und Prüfungsleistungen, die von Personen erbracht wurden, die nicht in dem Studiengang einge-
schrieben sind, und die nicht als Zusatzleistungen erbracht wurden, gelten als nicht unternommen. 
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6Prüfungsleistungen von Studierenden gelten als nicht bestanden, wenn im Anschluss an die Zu-
lassung zur Prüfung eine Exmatrikulation oder eine Beurlaubung erfolgt und die oder der zu Prü-
fende sich nicht fristgerecht von der Prüfung abgemeldet hat. 7Sofern studiengangsbezogene Ord-

nungen zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Ordnung eine von Satz 6 abweichende Regelung 
enthalten, gilt diese fort. 8Ferner gelten Studien- und Prüfungsleistungen als nicht unternommen, 
wenn sie abgelegt wurden, ohne dass die entsprechenden Zugangs- oder Zulassungsvorausset-

zungen zum Modul oder zur Modulprüfung beziehungsweise Teilmodulprüfung vorab erfüllt wur-
den. 
(5) Sofern in einem Bachelorstudiengang Schülerinnen als Frühstudierende am Studien- und Prü-

fungsbetrieb teilnehmen dürfen, sind sie abweichend von Abs. 4 Sätze 2 und 5 zur Ableistung von 
Prüfungsleistungen zugelassen. 1Prüfungen können im Rahmen des Frühstudiums nicht wieder-
holt werden, unabhängig davon, ob sie bestanden oder nicht bestanden wurden. 2Die Regelungen 

dieser Ordnung zu Rücktritt undVersäumnis, sowie die studiengangsspezifischen Bestimmungen 
zur Wiederholung von Prüfungen sind nicht anwendbar. 3Nicht bestandene Prüfungen werden bei 
Aufnahme eines ordnungsgemäßen Studiums nicht berücksichtigt. An der Universität Hildesheim 

im Rahmen des Frühstudiums erbrachte Prüfungs- und Studienleistungen sind bei Aufnahme ei-
nes ordnungsgemäßen Studiums auf Antrag anzuerkennen.  

(8) An Modulen und Modulprüfungen darf nicht teilnehmen, wer in dem jeweiligen Studiengang 
oder einem von der Ständigen Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) als gleichartig anerkann-
ten Studiengang die Bachelorprüfung bzw. Masterprüfung endgültig nicht bestanden hat. 

(9) Abweichend von Absatz 4 Satz 2 können Studierende an einem Modul oder einem Teilmodul, 
das nicht im Rahmen des Curriculums des studierten Studiengangs oder der gewählten Fächer an-
geboten wird bzw. das über den vorgeschriebenen Umfang der zu absolvierenden Module oder 

Teilmodule hinausgeht, teilnehmen, sofern die studiengangsbezogene Prüfungsordnung entspre-
chende Regelungen enthält.  
(10) 1In zusätzlichen Prüfungen nach Absatz 9 erreichte Noten werden bei der Bildung der Ge-

samtnote für den Studiengang, in den die oder der Studierende immatrikuliert ist, nicht berücksich-
tigt. 2Die Aufnahme zusätzlicher Prüfungsleistungen und deren Noten ins Transcript of Records er-
folgt auf Antrag an das zuständige Prüfungsamt. 3Studiengangsbezogene Prüfungsordnungen 

können abweichende Regelungen treffen. 4Die Sätze 2 und 3 gelten für Studienleistungen entspre-
chend.  
 

 
§ 11 Module und Leistungspunkte  

 

(1) 1Studiengänge bestehen aus Modulen. 2Ein Modul ist eine inhaltlich und zeitlich abgeschlos-

sene Lehr- und Lerneinheit, die in der Regel durch das Bestehen der Modulprüfung oder Teilmo-
dulprüfungen und, bei Vorliegen entsprechender Regelungen, das Erbringen von Studienleistun-

gen abgeschlossen wird. 3Ein Modul kann aus mehreren Teilmodulen bestehen. 
(2) 1Bei den Modulen werden Pflichtmodule, Wahlpflichtmodule und Wahlmodule unterschieden. 
2Pflichtmodule müssen von allen Studierenden des Studiengangs beziehungsweise einer innerhalb 

des Studiengangs gewählten Studienvariante oder eines Faches belegt werden. 3Wahlpflichtmo-
dule sind Module, von denen die Studierenden eine bestimmte, in der Studienordnung festgelegte 
Anzahl auswählen müssen, bzw. die genutzt werden dürfen, um eine vorgegebene Anzahl Leis-

tungspunkte zu erwerben. 4Wahlpflichtmodule bieten die Möglichkeit individueller Schwerpunktset-
zung. 5Wahlmodule sind Module, für die zwar die zu erwerbenden Kompetenzen, nicht jedoch die 
Studieninhalte festgelegt sind. 6Die Belegung von Wahlmodulen kann auf ein bestimmtes Fach 

oder einen Schwerpunkt eingeschränkt sein. 
(3) 1Leistungspunkte stellen eine Einheit für die Bemessung des durchschnittlichen zeitlichen Ar-
beitsaufwandes (workload) für das Studium dar. 2Dabei entspricht ein Leistungspunkt (credit) ei-

nem durchschnittlichen Arbeitsaufwand von 25 bis 30 Zeitstunden. Sofern weniger als 30 Zeitstun-
den pro Leistungspunkt vorgesehen sind, ist dies in der studiengangsbezogenen Prüfungsordnung 
zu regeln.  

(4) 1Ein Studiengang ist so zu gestalten, dass der durchschnittliche Arbeitsaufwand (workload) der 
Studierenden 30 Leistungspunkte (750 bis 900 Zeitstunden) pro Semester bzw.60 Leistungspunkte 

(1500 bis 1800 Zeitstunden) pro Studienjahr nicht übersteigt. 2Der in Leistungspunkten 
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ausgedrückte zeitliche Arbeitsaufwand für das gesamte Studium bezieht sich auf alle Aufgaben, 
die gemäß den Regelungen der Prüfungsordnung des jeweiligen Studiengangs und der sie ergän-
zenden Studienordnungen für den erfolgreichen Abschluss des Studiums notwendig sind. 3Das 

sind neben der Teilnahme an Lehrveranstaltungen insbesondere Vor- und Nachbereitungsaufga-
ben, die Vorbereitung und Ablegung der Prüfungen sowie die Absolvierung vorgeschriebener Prak-
tika, Exkursionen, Pflichtauslandssemester etc. 

(5) 1Leistungspunkte werden endgültig für erfolgreich abgeschlossene Module vergeben. 2In Fäl-
len, in denen Studierende vor Abschluss des Studiums eine Bescheinigung benötigen (z. B. für 
den Nachweis eines ordnungsgemäßen Studiums gegenüber dem BAföG-Amt), können abwei-

chend von Satz 1 Leistungspunkte für erbrachte Studienleistungen oder bestandene Teilmodulprü-
fungen vorläufig vergeben werden, auch wenn das entsprechende Modul noch nicht abgeschlos-
sen wurde. 3Die vorläufige Vergabe von Leistungspunkten ist ausgeschlossen, wenn eine Leis-

tung, die für das Bestehen des Moduls erforderlich ist, nicht bestanden wurde. Sofern die Modulbe-
schreibung Leistungspunkte für einzelne Studien- und Prüfungsleistungen eines Moduls gesondert 
ausweist, werden im Falle des Nichtbestehens einer Teilleistung die Leistungspunkte der anderen 

in diesem Modul bestandenen Teilleistungen vorläufig vergeben. 4Liegt eine solche Zuordnung von 
Leistungspunkten zu einzelnen Studien- und Prüfungsleistungen innerhalb eines Moduls nicht vor, 

so werden im Falle des Nichtbestehens einer (Teil-)Leistung die für das gesamte Modul vorgese-
henen Leistungspunkte bei der vorläufigen Vergabe nicht berücksichtigt. 
(6) Prüfungs- und Studienordnungen können vorsehen, dass eine festgelegte Anzahl an Leistungs-

punkten in Modulen oder auch Teilmodulen nach freier Wahl der Studierenden erbracht werden 
kann (z. B. in einem Studium generale oder Studium fundamentale). 
 

 
§ 12 Anerkennung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen 

 

(1) 1Für die Anerkennung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen ist die 

Ständige Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) eines Studiengangs zuständig. 2Die Kommis-
sion trifft ihre Entscheidung ggf. nach Rücksprache mit der oder dem Anerkennungsbeauftragten 
des Studiengangs oder des jeweiligen Faches. 

(2) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen (einschließlich berufspraktischer Tä-
tigkeiten) in demselben oder einem von der Universität als gleichartig anerkannten Studiengang an 
einer anderen Universität oder gleichgestellten Hochschule in der Bundesrepublik Deutschland 

werden ohne Gleichwertigkeitsprüfung anerkannt. 
(3) 1Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die an einer Hochschule eines Ver-
tragsstaates des Übereinkommens über die Anerkennung von Qualifikationen im Hochschulbe-

reich in der europäischen Region (BGBl. 2007 II S. 712) erbracht wurden, werden anerkannt, wenn 
keine wesentlichen Unterschiede zu den zu erbringenden entsprechenden Studienzeiten, Studien-

leistungen und Prüfungsleistungen bestehen. 2Kann die Ständige Prüfungskommission (Prüfungs-
ausschuss) den Nachweis über wesentliche Unterschiede nicht erbringen, sind die Studienzeiten 
und Hochschulqualifikationen anzuerkennen. 

(4) 1Für die Feststellung der Gleichwertigkeit von Studien- oder Prüfungsleistungen, die an einer 
Hochschule außerhalb des Übereinkommens über die Anerkennung von Qualifikationen im Hoch-
schulbereich in der europäischen Region vom 11. April 1997 (BGBl. 2007 II S. 712 ff.) erbracht 

wurden, sind die von der Kultusministerkonferenz und der Hochschulrektorenkonferenz gebilligten 
Äquivalenzvereinbarungen oder andere zwischenstaatliche Vereinbarungen maßgebend. 2Soweit 
Vereinbarungen nicht vorliegen oder eine weitergehende Anerkennung beantragt wird, entscheidet 

die Ständige Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) über die Gleichwertigkeit. 3Im Zweifel ist 
eine Stellungnahme der Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen einzuholen. 5Abweichende 
Anerkennungsbestimmungen auf Grund von Vereinbarungen mit ausländischen Hochschulen blei-

ben unberührt. 
(5) 1Bei der Anerkennung von Prüfungsleistungen sind die Noten – soweit die Notensysteme ver-
gleichbar sind – zu übernehmen und in die weitere Notenberechnung einzubeziehen. 2Bei unver-

gleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestanden“ aufgenommen. 3Die Anerkennung von 
Prüfungsleistungen, die in einem anderen Studiengang erbracht wurden, wird im Transcript of Re-

cords vermerkt. 
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(6) 1Für anerkannte Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen werden – soweit 
ausgewiesen – die mit der Erbringung erworbenen beziehungsweise von der vergebenden Hoch-
schule für die erbrachten Teilleistungen vorgesehenen Leistungspunkte übernommen. 2Sind für ein 

anerkanntes Modul oder Teilmodul von der vergebenden Hochschule mehr Leistungspunkte vor-
gesehen als für das vergleichbare Modul oder Teilmodul an der Universität Hildesheim, wird nur 
die für das Modul oder Teilmodul an der Universität Hildesheim vorgesehene Anzahl Leistungs-

punkte übernommen. 3Sind für ein anerkanntes Modul von der vergebenden Hochschule weniger 
Leistungspunkte vorgesehen als für das vergleichbare Modul oder Teilmodul an der Universität Hil-
desheim, wird ebenfalls die für das Modul oder Teilmodul an der Universität Hildesheim vorgese-

hene Anzahl Leistungspunkte vergeben, sofern davon ausgegangen werden kann, dass die im 
Modul bzw. Teilmodul der Universität Hildesheim vorgesehenen Kompetenzen an der anderen 
Hochschule vollumfänglich erworben wurden. 4Anderenfalls kann die Anerkennung des Moduls 

oder Teilmoduls an die Erbringung von ergänzenden Studien- oder Prüfungsleistungen an der Uni-
versität Hildesheim geknüpft werden. 5Sind für anerkannte Prüfungsleistungen keine Leistungs-
punkte ausgewiesen, wird im Zuge der Anerkennung die Anzahl Leistungspunkte vergeben, die 

dem Umfang der gleichwertigen Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen inner-
halb des entsprechenden Moduls entspricht. 6Die endgültige Vergabe von im Rahmen der Aner-

kennung übernommenen Leistungspunkten für Teilmodule erfolgt nach erfolgreichem Abschluss 
des Moduls, dem sie zugeordnet sind. 
(7) 1Bei Vorliegen der Voraussetzungen nach den Absätzen 2 bis 3 besteht ein Rechtsanspruch 

auf Anerkennung. 2Die oder der Studierende hat die für die Anerkennung erforderlichen Unterla-
gen vorzulegen, insbesondere eine Bescheinigung über die erbrachte Prüfungsleistung (z. B. 
Transcript of Records) und eine detaillierte Modulbeschreibung. 3Sollte eine solche nicht vorgelegt 

werden können wie z. B. bei Prüfungsleistungen aus nicht modularisierten Studiengängen wie Dip-
lom- oder Magisterstudiengängen, sind andere Unterlagen beizubringen, die geeignet sind, den 
zur Anerkennung vorgelegten Leistungsnachweis inhaltlich und im Hinblick auf die damit nachge-

wiesenen Kompetenzen zu beurteilen. 
(8) 1Falls Studierende einen Auslandsaufenthalt während des Studiums absolvieren wollen, soll die 
Anerkennung von Studien- und Prüfungsleistungen, die im Ausland erbracht werden sollen, vor 

Antritt des Auslandsstudiums in einem Learning Agreement geregelt werden. 2Das Learning Ag-
reement enthält Angaben zu den Studien- und Prüfungsleistungen, die im Ausland erbracht wer-
den sollen. 3Es enthält zudem Angaben dazu, für welche Module bzw. Teilmodule des Studien-

gangs die Leistungen anerkannt werden. 4Bei erforderlichen oder gewünschten Änderungen infor-
miert die oder der Studierende die entsprechende vom Studiengang benannte Person, so dass 

das Learning Agreement ggf. entsprechend angepasst werden kann. 
 
 

§ 13 Anrechnung von außerhalb eines Hochschulstudiums erworbenen Kompetenzen 
 
1Außerhalb eines Hochschulstudiums erworbene Kompetenzen werden bei Gleichwertigkeit auf 
ein Hochschulstudium angerechnet. 2Außerhalb des Hochschulbereichs erworbene Kenntnisse 

und Fähigkeiten, aufgrund derer der Zugang zum Studium eröffnet wurde, können zusätzlich auch 
angerechnet werden. 
 

 
§ 14 Bewertung der Prüfungsleistungen und Bildung der Note 

 

(1) 1Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüferinnen und Prüfern bewertet. 2Für die Be-

wertung der Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden: 
1,0; 1,3 (sehr gut)  = eine Leistung, die den Anforderungen in besonderem Maße ent-

spricht 

1,7; 2,0; 2,3 (gut)  =  eine Leistung, die den Anforderungen voll entspricht 
2,7; 3,0; 3,3 (befriedigend)  =  eine Leistung, die im Allgemeinen den Anforderungen ent-

spricht 

3,7; 4,0 (ausreichend)  = eine Leistung, die zwar Mängel aufweist, aber im Ganzen den Anfor-
derungen noch entspricht 
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5,0 (nicht ausreichend)  =  eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforderungen 
nicht entspricht 

3Die durch Vermindern oder Erhöhen der Noten gebildeten Zwischenwerte dienen der differenzier-

ten Bewertung. 4Die Noten 0,7; 4,3; 4,7 und 5,3 sind ausgeschlossen. 
(2) Noten, die sich als arithmetisches Mittel einzelner Noten ergeben, lauten entsprechend ihrem 
Wert: 

bis einschließlich 1,5    =  sehr gut 
über 1,5 bis einschließlich 2,5  =  gut 
über 2,5 bis einschließlich 3,5  =  befriedigend 

über 3,5 bis einschließlich 4,0  =  ausreichend 
über 4,0    =  nicht ausreichend 
(3) Bei der Berechnung von Noten, die sich aus dem arithmetischen Mittel einzelner Noten zusam-

mensetzen, wird nur die erste Stelle nach dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden 
ohne Rundung gestrichen. 
(4) Wird eine Prüfungsleistung von mehreren Prüfenden bewertet, errechnet sich die Note aus 

dem arithmetischen Mittel der einzelnen Prüfungsbewertungen. 
(5) 1Besteht eine Modulprüfung oder Teilmodulprüfung aus mehreren Prüfungsleistungen, so er-

rechnet sich die Note aus dem arithmetischen Mittel der Noten der einzelnen bewerteten Prüfungs-
leistungen. 2Sofern den einzelnen Prüfungsleistungen Leistungspunkte zugewiesen sind, errechnet 
sich die Note aus dem entsprechend gewichteten arithmetischen Mittel. 3Sofern die Modulnote ab-

weichend berechnet wird, sind die Berechnungsvorschriften in der Modulbeschreibung auszufüh-
ren. 5Bei Noten mit mehreren Nachkommastellen, wird nur die erste Nachkommstelle ohne Run-
dung berücksichtigt. 

(6) 1Eine Prüfungsleistung ist bestanden, wenn sie mit mindestens „ausreichend“ bewertet wurde. 
2Sind an der Bewertung der Prüfungsleistung mehr als zwei Prüfende beteiligt, ist die Prüfungsleis-
tung bestanden, wenn die Mehrheit der Prüfenden die Leistung mit mindestens „ausreichend“ (4,0) 

bewertet und das arithmetische Mittel der Einzelnoten mindestens „ausreichend“ (4,0) ist. 3Die 
Note berechnet sich als arithmetisches Mittel der Einzelnoten der Prüfenden. 
(7) 1Im Zeugnis sind Noten in Sprachform und als der berechnete Durchschnittswert, im Diploma 

Supplement nur in Sprachform anzugeben. 2In sonstigen Unterlagen wird nur der berechnete 
Durchschnittswert angegeben. 
 

 
§ 15 Zusätzliche Studien- und Prüfungsleistungen 

§ 16 Wiederholung von Prüfungsleistungen 
 

Die Regelungen der §§ 15 und 16 sind studiengangsspezifisch und sind nur in den studiengangs-
bezogenen Ordnungen geregelt. 

 
 

DRITTER TEIL – ONLINEPRÜFUNGEN 
 

§ 17 Onlineprüfungen 
 

(1) Die Universität ist befugt, Onlineprüfungen abzunehmen, soweit Prüfungen ihrer Natur nach da-
für geeignet sind, in elektronischer Form und ohne Verpflichtung, persönlich in einem bestimmten 

Prüfungsraum anwesend sein zu müssen, durchgeführt zu werden. 
(2) 1Für Onlineprüfungen gelten die gleichen prüfungsrechtlichen Grundsätze wie für Präsenzprü-
fungen. 2Eine vollständige Kenntnisnahme des gesamten Prüfungsgeschehens von allen Beteilig-

ten muss gewährleistet sein. 3Alle prüfungsrelevanten Maßgaben, insbesondere Art, Anzahl und 
Umfang bzw. Dauer von Prüfungsleistungen müssen durch die vom zuständigen Organ beschlos-
sene jeweilige prüfungsrelevante Ordnung selber festgelegt werden. 

(3) Sofern im Einzelfall glaubhaft gemacht wird, dass eine übliche technische Ausstattung und / 
oder eine geeignete Räumlichkeit für eine Onlineprüfung nicht vorhanden ist, stellt die Universität 
Ausstattung und / oder Räumlichkeit für die Durchführung der Onlineprüfung zur Verfügung. 
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(4) Bei Onlineprüfungen müssen über die in Abs. 2 genannten Bedingungen weitere Vorausset-
zungen zu erfüllt sein: 

a) Die Abnahme einer Onlineprüfung darf ausschließlich über von der Universität Hildesheim 

zugelassene Software (gem. § 22 Abs. 1) erfolgen. 2Als von der Universität zugelassen gilt 
eine Software, sofern sie vom Rechenzentrum der Universität Hildesheim auf geeignete 
Weise als solche benannt wurde.  

b) Die Studierenden sind im Rahmen der Mitteilung des Prüfungsformats gemäß § 7 Abs. 3  
 b.1 über die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten nach § 22 dieser Ordnung zu 

informieren. 

 b.2 Darüber hinaus sind sie über die technischen Anforderungen an die einzusetzenden 
Kommunikationseinrichtungen, die für eine ordnungsgemäße Durchführung erfüllt sein 
müssen, zu informieren, insbesondere im Hinblick auf eine geeignete Bild- und Ton-

übertragung zur Videoaufsicht nach § 19 sowie eine qualitativ ausreichende Internet-
verbindung. 

 b.3 Schließlich sind sie über die sich aus dem Prüfungsformat ergebenden besonderen or-

ganisatorischen Bedingungen für eine ordnungsgemäße Durchführung der Prüfung 
aufzuklären. 

(5) Den Studierenden soll die Möglichkeit gegeben werden, die Prüfungssituation in Bezug auf die 
Technik, die Ausstattung und die räumliche Umgebung der Prüfung vorab auszuprobieren. 
(6) Die Anmeldefrist bzw. Abmeldefrist bzgl. einer Onlineprüfung richtet sich nach den in der je-

weils prüfungsrelevanten Ordnung bzw. im elektronischen Vorlesungsverzeichnis festgelegten An-
gaben. 
 

 
§ 18 Authentifizierung 

 

(1) 1Vor Beginn einer Onlineprüfung erfolgt die eindeutige Authentifizierung der zu prüfenden Per-
sonen durch die prüfende Person bzw. Aufsichtsperson anhand des Studierendenausweises mit 
Lichtbild (UNI-Card) oder über einen amtlichen Lichtbildausweis.  

(2) 1Eine Speicherung der im Zusammenhang mit der Authentifizierung verarbeiteten Daten über 
eine technisch bzw. für die Durchführung der Prüfung notwendige Zwischenspeicherung hinaus ist 
unzulässig. 2Personenbezogene Daten aus der Zwischenspeicherung sind unverzüglich zu lö-

schen. 3§ 22 Absatz 5 dieser Ordnung gilt entsprechend.  
 

 
§ 19 Videoaufsicht 

 

(1) 1Für die Onlineprüfung dürfen nur die jeweils zugelassenen Hilfsmittel genutzt werden. 2Unzu-
lässig ist insbesondere jegliche persönliche oder ferntechnische Kommunikation (Telefon, E-Mail, 
soziale Medien etc.) zwischen den zu prüfenden Personen oder mit Dritten während der Prüfung. 
3Kommunikation, die nach der Definition der Prüfungsform notwendig ist (ggf. bei mündlichen 
Gruppenprüfungen), ist zulässig und fällt nicht unter Satz 2. 4Verstöße gegen Satz 1 gelten als 
Täuschungsversuch. 

(2) 1Es sind Maßnahmen zur Täuschungsprävention zu treffen. 2Es wird empfohlen, dass bei On-
lineprüfungen die zu prüfenden Personen per Videokonferenz mit den Prüfenden bzw. der jeweili-
gen Aufsicht führenden Person verbunden sind (Videoaufsicht). 3Die Teilnahme an der Videokon-

ferenz findet mit Kamera und Mikrofon statt, wobei das Mikrofon stumm zu schalten und nur auf 
direkte Aufforderung der prüfenden bzw. aufsichtführenden Person zu aktivieren ist. 4Sofern Fra-
gen während der Klausur erlaubt sind, werden diese in der Regel über die Chatfunktion des Video-

konferenztools gestellt und beantwortet. 5Die Videoaufsicht ist so einzurichten, dass der Persön-
lichkeitsschutz und die Privatsphäre der zu prüfenden Personen nicht mehr als zu dem berechtig-
ten Kontrollzweck erforderlich (Sicherstellung der persönlichen Leistungserbringung durch den 

ausgewiesenen Prüfling) eingeschränkt werden. 
(3) 1Die Videoaufsicht erfolgt durch Aufsichtspersonal der Hochschule. 2Eine automatisierte Aus-

wertung von Bild- oder Tondaten der Videoaufsicht ist unzulässig. 
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(4) 1Eine Aufzeichnung der Prüfung oder anderweitige Speicherung der Bild- oder Tondaten ist 
nicht zulässig. 2§ 22 Absatz 5 dieser Ordnung gilt entsprechend. 
(5) Der Ablauf und – bei mündlichen Prüfungen – die wesentlichen Inhalte einer Onlineprüfung 

werden von der prüfenden Person oder einer beisitzenden Person protokolliert. 
 
 

§ 20 Technische Störungen während Onlineprüfungen 
 
(1) 1Können technische Störungen bei 

a) Übermittlung der Prüfungsaufgabe 
b) Bearbeitung der Prüfungsaufgabe 
c) Übermittlung der Prüfungsleistung 

d) Videoaufsicht 
während der Onlineprüfung nicht angemessen behoben werden, wird die Prüfung vorzeitig durch 
die prüfende Person beendet. 2Im Falle einer vorzeitigen Beendigung wird die Prüfungsleistung 

nicht gewertet und der Prüfungsversuch gilt als nicht unternommen. 3Die Anzeige einer solchen 
Störung erfolgt durch die zu prüfende Person und / oder die prüfende Person bzw. die Aufsichts-

person unverzüglich auf einem zur Verfügung stehenden Wege. 
(2) 1Kann einer zu prüfenden Person nachgewiesen werden, dass sie die technische Störung zu 
verantworten hat, gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht bestanden“ bewertet. 2Die Re-

gelungen des § 30 bleiben unberührt. 
 
 

§ 21 Aufklärung von Täuschungsversuchen 
 
(1) 1Zur Aufklärung von Täuschungsversuchen bei Klausuren als Onlineprüfung können die 

Stammdaten, Protokolldaten und Metadaten gemäß § 22 Abs. 2 bei Vorliegen der Voraussetzun-
gen des Absatzes 2 ausgewertet werden. 2Die o.g. Daten werden vorbehaltlich etwaiger gesetzli-
cher Aufbewahrungsfristen nach Abschluss des Prüfungsverfahrens bzw. nach Ablauf der jeweils 

technisch bedingten Löschfrist, die nicht vor Abschluss des Prüfungsverfahrens enden darf, ge-
löscht. 
(2) 1Die Auswertung der Daten gemäß Absatz 1 darf nur erfolgen, wenn im konkreten Einzelfall 

aufgrund tatsächlicher Anhaltspunkte gegen eine oder mehrere zu prüfende Personen der Ver-
dacht besteht, dass diese einen Täuschungsversuch unternommen hat bzw. haben. 2Sofern sich 

die tatsächlichen Anhaltspunkte während der Onlineprüfung ergeben, sind diese im Prüfungsproto-
koll, anderenfalls in sonstiger geeigneter Form zu dokumentieren. 3Die Auswertung erfolgt durch 
die prüfende Person oder eine durch diese beauftragte Person. 4Anlasslose und/oder automati-

sierte Auswertungen sind unzulässig. 
 
 

§ 22 Datenschutz 
 
(1) 1Für die Abnahme von Onlineprüfungen darf nur von der Universität Hildesheim zugelassene 

Software verwendet werden. 2Als von der Universität zugelassen gilt eine Software, sofern sie vom 
Rechenzentrum der Universität Hildesheim auf geeignete Weise als solche benannt wurde. 
(2) 1Im Rahmen von Onlineprüfungen dürfen personenbezogene Daten der an der Prüfung betei-

ligten Personen elektronisch auf Systemen der Universität Hildesheim oder elektronisch auf Syste-
men eines Auftragsverarbeiters i.S. des Art. 4 Nr. 8 DSGVO (Datenschutz-Grundverordnung) so-
wie analog verarbeitet werden, soweit dies zur ordnungsgemäßen Durchführung der Onlineprüfung 

erforderlich ist. 2Zu den beteiligten Personen zählen insbesondere zu prüfende und prüfende Per-
sonen bzw. Aufsichtspersonen. 3Zu den Systemen der Universität Hildesheim gehören insbeson-
dere die für die Abnahme von Onlineprüfungen zugelassenen Systeme gemäß Abs. 1.4Personen-

bezogene Daten gemäß Satz 1 dürfen insbesondere für Zwecke der Authentifizierung nach § 18 
dieser Ordnung, der Videoaufsicht nach § 19 dieser Ordnung und der Aufklärung von Täuschungs-

versuchen nach § 21 dieser Ordnung verarbeitet werden. 
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(3) Im Rahmen von Onlineprüfungen können die folgenden Arten personenbezogener Daten verar-
beitet werden: 

1. Authentifizierungsdaten 

2. Stammdaten 
3. Inhaltsdaten 
4. Protokolldaten 

5. Metadaten 
(4) 1Eine Speicherung der im Zusammenhang mit der Authentifizierung oder der Erprobung der 
technischen Rahmenbedingungen verarbeiteten Daten über eine technisch oder für die Durchfüh-

rung der Prüfung notwendige Zwischenspeicherung hinaus ist unzulässig. 2Personenbezogene 
Daten aus der Zwischenspeicherung sind unverzüglich zu löschen. 
(5) Unbeschadet der Regelungen des § 17 Abs. 2, des § 19 Abs. 4 und des § 21 Abs. 1 dieser 

Ordnung richten sich die Löschfristen im Übrigen nach geltenden Regelungen über Aufbewah-
rungsfristen. 
(6) 1Die Universität stellt sicher, dass die bei der Durchführung einer Onlineprüfung anfallenden 

personenbezogenen Daten im Einklang mit den datenschutzrechtlichen Anforderungen, insbeson-
dere mit der Verordnung (EU) 2016/679 (DSGVO), verarbeitet werden. 2Insbesondere trifft sie ge-

eignete technische und organisatorische Maßnahmen zur Gewährleistung der Vertraulichkeit, Ver-
fügbarkeit und Integrität bei der Verarbeitung der Daten nach dieser Ordnung. 3Soll eine Übertra-
gung personenbezogener Daten in ein Land außerhalb der Europäischen Union erfolgen, sind ins-

besondere die weiteren Anforderungen der Artikel 44 bis 50 DSGVO zu beachten. 
(7) 1Die zu prüfenden Personen und ggf. Aufsichtspersonen sind gemäß Artikel 13 und 14 DSGVO 
in präziser, transparenter, verständlicher und leicht zugänglicher Form insbesondere darüber zu 

informieren, zu welchem Zweck personenbezogene Daten verarbeitet werden und wann diese wie-
der gelöscht werden. 2Auf die Betroffenenrechte nach den Artikeln 12 bis 21 DSGVO ist ausdrück-
lich hinzuweisen. 

 
 

VIERTER TEIL – EINSATZ AUDIOVISUELLER KOMMUNIKATIONSMITTEL IN DER LEHRE 

 
§ 23 Audiovisuelle Kommunikationsmittel in der Lehre 

 

(1) 1Zur Durchführung von Lehrveranstaltungen dürfen audiovisuelle Kommunikationsmittel ver-
wendet werden. 2Dazu darf nur § 22 Abs. 1 Satz 2.von der Universität Hildesheim zugelassene 

Software verwendet werden. 3Dabei dürfen die folgenden personenbezogenen Daten verarbeitet 
werden: 

a) Stammdaten der an der Lehrveranstaltung teilnehmenden Personen (Studierende, 

Gasthörende, sonstige Teilnehmende sowie Lehrende) 
b) Protokolldaten 
c) Leistungsdaten 

d) Inhaltsdaten 
(2) Eine Verpflichtung zur Freigabe des Mikrofons und der Kamera besteht im Rahmen der Teil-
nahme nicht, es sei denn, dies ist zur Erbringung einer Studienleistung oder zur Erfüllung einer An-

wesenheitspflicht erforderlich. 
 
 

§ 24 Aufzeichnung von Lehrveranstaltungen 
 
(1) 1Lehrveranstaltungen dürfen gemäß § 17 Abs. 6 NHG zur Erfüllung der Aufgaben in der Lehre 

in Bild und Ton aufgezeichnet werden. 2Für die Aufzeichnung darf nur von der Universität Hildes-
heim zugelassene Software verwendet werden. 3Die betroffenen Personen sind nach den Voraus-
setzungen von Art. 13 DSGVO rechtzeitig über die beabsichtigte Aufzeichnung zu informieren und 

auf ihr Widerspruchsrecht bezüglich der damit verbundenen Verarbeitung ihrer Daten gemäß Art. 
21 DSGVO hinzuweisen. 4Die Aufnahmen dürfen ausschließlich den zum Besuch der jeweiligen 

Lehrveranstaltung Berechtigten über hochschuleigene Systeme zugriffsgeschützt zugänglich ge-
macht werden. 5Die Aufzeichnungen werden auf hochschuleigenen Systemen oder von der 
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Hochschule gemäß § 22 Abs. 1 Satz 2 zugelassenen Systemen aufbewahrt. 6Sie werden nach Ab-
lauf der drei auf das Semester, in dem die Aufzeichnung erfolgt ist, folgenden Semester gelöscht. 
(2) Absatz 1 gilt auch für einen zugriffsgeschützten Livestream von Lehrveranstaltungen. 

 
 

FÜNFTER TEIL – ZUSTÄNDIGKEITEN 

 
§ 25 Ständige Prüfungskommission 

 

(1) 1Für die Organisation der Prüfungen und zur Wahrnehmung der durch diese Prüfungsordnung 
und die studiengangsbezogenen Prüfungsordnungen zugewiesenen Aufgaben wird von dem für 
den jeweiligen Studiengang zuständigen Fachbereich bzw. den für den Studiengang zuständigen 

Fachbereichen eine Ständige Prüfungskommission, in einigen studiengangsbezogenen Ordnun-
gen auch als „Prüfungsausschuss“ bezeichnet, gebildet, der Mitglieder aus der Hochschullehrer-
gruppe, der Mitarbeitergruppe und der Studierendengruppe angehören. 2Die Ständige Prüfungs-

kommission (Prüfungsausschuss) hat mindestens fünf Mitglieder: drei Mitglieder aus der Hoch-
schullehrergruppe und jeweils ein Mitglied aus der Mitarbeitergruppe und der Studierendengruppe. 
3Die studiengangsbezogenen Prüfungsordnungen können von Satz 2 abweichende Regelungen 
treffen, wobei darauf zu achten ist, dass die Anzahl der Mitglieder aus der Hochschullehrergruppe 
die Anzahl der übrigen Mitglieder um mindestens ein Mitglied übersteigt 4Die Mitglieder der Ständi-

gen Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) sowie deren Stellvertreterinnen und Stellvertreter 
werden durch die jeweiligen Gruppenvertreterinnen und -vertreter im zuständigen Fachbereichsrat 
gewählt. 5Sind für den Studiengang mehrere Fachbereichsräte zuständig, findet eine gemeinsame 

Wahl durch die jeweiligen Gruppenvertreterinnen und -vertreter statt. 6Die Mitglieder der Ständigen 
Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) wählen aus der Mitte der Mitglieder der Hochschulleh-
rergruppe in der Ständigen Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) die Vorsitzende oder den 

Vorsitzenden. Außerdem wird die oder der stellvertretende Vorsitz gewählt. 7Die Amtszeit der Mit-
glieder beträgt zwei Jahre, die des studentischen Mitglieds ein Jahr. 8Bei einer Nachwahl innerhalb 
der Amtszeit endet die Amtszeit des nachgewählten Mitglieds mit der regulären Amtszeit des aus-

geschiedenen Mitglieds. 9Die Wiederwahl ist möglich. 
(2) 1Die Ständige Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) stellt die Durchführung der Prüfungen 
sicher. 2Sie achtet darauf, dass die Bestimmungen des Niedersächsischen Hochschulgesetzes, 

dieser Ordnung und der studiengangsspezifischen Prüfungsordnung sowie der sie ergänzenden 
Studienordnungen eingehalten werden. 3Die oder der Vorsitzende der Ständigen Prüfungskommis-

sion (Prüfungsausschuss) stellt sicher, dass den Studierenden die Namen der Prüfenden rechtzei-
tig, mindestens zwei Wochen vor dem Termin der jeweiligen Prüfung bekanntgegeben werden. 
4Die Ständige Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) berichtet dem bzw. den am jeweiligen 

Studiengang beteiligten Fachbereichen und, sofern es sich um lehramtsbezogene Studiengänge 
handelt, der Ständigen Senatskommission Lehramt (SkoLa) regelmäßig über die Entwicklung der 
Prüfungsergebnisse und Studienzeiten. 5Hierbei ist besonders auf die tatsächlichen Bearbeitungs-

zeiten und auf die Einhaltung der Regelstudienzeit und der Prüfungsfristen einzugehen und die 
Verteilung der Gesamtnoten, ggf. auch der Fachnoten, darzustellen. 6Der Bericht ist in geeigneter 
Weise durch die Hochschule offen zu legen. 

(3) 1Die Ständige Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit 
ihrer Mitglieder nach Absatz 1 Satz 2, darunter die oder der Vorsitzende oder stellvertretende Vor-
sitzende sowie ein weiteres Mitglied der Hochschullehrergruppe anwesend ist. 2Abs. 5 gilt entspre-

chend. 3Die Ständige Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) fasst die Beschlüsse mit der 
Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen; Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene 
Stimmen. 4Bei Stimmengleichheit ist die Stimme der oder des Vorsitzenden und bei deren oder 

dessen Abwesenheit die Stimme der oder des stellvertretenden Vorsitzenden ausschlaggebend. 
5Studentische Mitglieder haben bei der Bewertung und der Anerkennung von Prüfungs- und Stu-
dienleistungen nur beratende Stimme. 

(4) Mitglieder der Ständigen Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) können Zuständigkeiten 
derselben nicht wahrnehmen, wenn sie selbst Beteiligte der Prüfungsangelegenheit sind. 

(5) 1Die Sitzungen der Ständigen Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) sind nicht öffentlich. 
2Berät die Ständige Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) über allgemeine Themen, kann die 
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Hochschulöffentlichkeit zu den Sitzungen durch Mehrheitsbeschluss zu diesen Themen zugelas-
sen werden. 3Die Sitzungen können in Präsenz oder im Rahmen einer Videokonferenz oder ähnli-
cher technischer Verfahren stattfinden. 4Es ist auch zulässig, dass einzelne Mitglieder einer Sit-

zung, die in Präsenz stattfindet, virtuell zugeschaltet werden. 5Personen, die nicht Mitglieder der 
Ständigen Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) sind, können als Gäste geladen werden. 
6Für Gäste gelten die Sätze 7 und 8 analog. 7Die Mitglieder der Ständigen Prüfungskommission 

(Prüfungsausschuss) und ihre Stellvertreterinnen und Stellvertreter unterliegen der Amtsver-
schwiegenheit. 8Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzende oder 
den Vorsitzenden zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 

(6) 1Die Ständige Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) kann sich eine Geschäftsordnung ge-
ben. 2Über die Sitzung der Ständigen Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) wird ein Protokoll 
geführt. 3Die wesentlichen Gegenstände der Erörterung und die Beschlüsse der Ständigen Prü-

fungskommission (Prüfungsausschuss) sind in dem Protokoll festzuhalten. 4Das Protokoll enthält 
Angaben zur Beschlussfähigkeit und zu den Teilnehmerinnen und Teilnehmern der Sitzung. 
(7) 1Die Ständige Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) kann Befugnisse widerruflich auf die 

Vorsitzende oder den Vorsitzenden beziehungsweise die stellvertretende Vorsitzende oder den 
stellvertretenden Vorsitzenden übertragen; dies gilt nicht für Entscheidungen hinsichtlich der Be-

wertung oder Benotung von Prüfungsleistungen beziehungsweise der Bewertung von Studienleis-
tungen. 2Die oder der Vorsitzende bereitet die Beschlüsse der Ständigen Prüfungskommission 
(Prüfungsausschuss) vor und führt sie aus. 3Sie oder er berichtet der Ständigen Prüfungskommis-

sion (Prüfungsausschuss) regelmäßig über die Tätigkeit. 
(8) 1Die Mitglieder nach Absatz 1 Satz 1 haben das Recht, der Abnahme von Prüfungen beizuwoh-
nen. 2Dieses Recht erstreckt sich nicht auf die Beratung, Bekanntgabe und Erläuterung der Note. 

(9) 1Die Ständige Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) wird vom Prüfungsamt in ihrer (sei-
ner) Arbeit unterstützt. 2Das Prüfungsamt führt die Prüfungsakten. 
(10) 1Entscheidungen der Ständigen Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) sind der oder dem 

betroffenen Studierenden unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 2Belastende Entscheidungen sind zu 
begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 
 

 
 § 26 Prüfende  
 

(1) 1Die Ständige Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) bestellt die Prüfenden für die Begut-
achtung der Bachelorarbeit bzw. der Masterarbeit; die Ständige Prüfungskommission (Prüfungs-

ausschuss) bestellt die Prüfenden außerdem in Fällen, in denen die prüfende Lehrperson nicht in 
dem Modul, auf das sich die Prüfung bezieht, lehrt bzw. als modulverantwortlich benannt ist. 2Zu 
Prüfenden dürfen nur Personen bestellt werden, die selbst mindestens die durch die Prüfung fest-

zustellende oder eine gleichwertige Qualifikation besitzen. 3Abweichend von Satz 2 können auch 
Lehrbeauftragte sowie in der beruflichen Praxis und Ausbildung erfahrene und fachlich geeignete 
Personen in geeigneten Prüfungsgebieten zur Abnahme von Prüfungen bestellt werden. 4Perso-

nen, die nicht bereits aufgrund ihres Dienst- oder Arbeitsverhältnisses zur Verschwiegenheit ver-
pflichtet sind, werden von der Ständigen Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) zur Ver-
schwiegenheit verpflichtet. 

(2) 1Zu Prüfenden können Mitglieder und Angehörige der Universität oder einer anderen Hoch-
schule bestellt werden, die zur selbstständigen Lehre berechtigt sind. 2Mitglieder und Angehörige, 
die nicht zur selbstständigen Lehre berechtigt sind, können bestellt werden, wenn sie geeignet sind 

und ihre Tätigkeit als Prüfende für die Durchführung des Prüfungsbetriebs erforderlich ist. 4Die wis-
senschaftlichen Einrichtungen, denen die Mitglieder und Angehörigen zugeordnet sind, haben ein 
Vorschlagsrecht. 

(3) 1Im Hinblick auf die Bestellung der Prüfenden zur Begutachtung der Bachelorarbeit oder der 
Masterarbeit kann die oder der zu Prüfende Prüferinnen und Prüfer vorschlagen. 2Die Ständige 
Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) soll diesem Vorschlag entsprechend beschließen, so-

weit dem nicht wichtige Gründe, insbesondere eine unverhältnismäßige Belastung der Prüferin 
oder des Prüfers, entgegenstehen. 3Sofern eine Lehrbeauftragte oder ein Lehrbeauftragter oder in 

der beruflichen Praxis und Ausbildung erfahrene und fachlich geeignete Personen bestellt werden 
sollen, muss die oder der Studiengangsbeauftragte oder – sofern bestellt – die Fachvertreterin 
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oder der Fachvertreter der Bestellung zustimmen. 4Der Vorschlag begründet keinen Rechtsan-
spruch. 
(4) 1Bachelorarbeit bzw. Masterarbeit und ggf. Bachelorkolloquium bzw. Masterkolloquium sind 

von zwei Prüfenden zu bewerten, die von der Ständigen Prüfungskommission (Prüfungsaus-
schuss) bestellt werden. 2Sofern für das Bachelor- bzw. Masterkolloquium eine prüfende Person 
bestellt werden soll, bei der es sich nicht um eine oder einen der Prüfenden handelt, die die Ba-

chelorarbeit bzw. die Masterarbeit begutachtet haben, hat die zu prüfende Person ein Vorschlags-
recht. 3Abs. 3 Sätze 2 bis 4 gelten entsprechend. 
 

 
§ 27 Einsicht in die Prüfungsakte 

 
1Der oder dem Geprüften wird auf Antrag beim Prüfungsamt bis zu einem Jahr nach Abschluss 
des Prüfungsverfahrens Einsicht in ihre oder seine Bachelorarbeit bzw. Masterarbeit und die da-
rauf bezogenen Gutachten der Prüfenden sowie ggf. das Protokoll des Kolloquiums oder der 

mündlichen Prüfung gewährt. 2Der Antrag ist an das Prüfungsamt zu richten. 3Dieses bestimmt Ort 
und Zeit der Einsichtnahme. 4Bei studienbegleitenden Prüfungen kann die oder der zu Prüfende in 

Absprache mit der Prüferin oder dem Prüfer bis zu einem Jahr nach Bekanntgabe der Bewertung 
der Prüfungsleistung Einsicht in die Prüfungsunterlagen nehmen. 
 

 
§ 28 Widerspruchsverfahren 

 

(1) 1Ablehnende Entscheidungen und andere belastende Verwaltungsakte, die nach dieser Prü-
fungsordnung getroffen werden, sind zu begründen, mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu verse-
hen und der oder dem Studierenden schriftlich bekannt zu geben. 2Gegen eine Entscheidung, der 

die Bewertung einer Prüfungsleistung (Teilmodulprüfung, Modulprüfung, Bachelorarbeit) im Rah-
men dieser Prüfungsordnung zugrunde liegt, kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der 
entsprechenden Prüfungsentscheidung Widerspruch bei der Ständigen Prüfungskommission (Prü-

fungsausschuss) eingelegt werden. 
(2) Den Widerspruchsbescheid erlässt die Ständige Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) un-
ter Beachtung des Verfahrens nach Absatz 3, sofern dem Widerspruch nicht abgeholfen wird. 

(3) 1Soweit sich der Widerspruch gegen eine Bewertung einer Prüferin oder eines Prüfers richtet, 
leitet die Ständige Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) den Widerspruch dieser Person zur 

Stellungnahme zu. 2Ändert die Prüferin oder der Prüfer die Bewertung antragsgemäß ab, so hilft 
die Ständige Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) dem Widerspruch ab. 3Andernfalls über-
prüft sie die Entscheidung aufgrund der Stellungnahme der Prüferin oder des Prüfers insbeson-

dere darauf, ob 
a)  das Prüfungsverfahren ordnungsgemäß durchgeführt worden ist, 
b)  allgemeingültige Bewertungsgrundsätze beachtet worden sind, 

c)  bei der Bewertung durchweg von zutreffenden Tatsachenbehauptungen ausgegangen worden 
ist, 

d)  alle vertretbaren und mit gewichtigen Argumenten folgerichtig begründeten Lösungen als richtig 

gewertet worden sind, 
e) sich die Prüferin oder der Prüfer nicht von sachfremden Erwägungen hat leiten lassen. 
4Entsprechendes gilt, wenn sich der Widerspruch gegen die Bewertung durch mehrere Prüfende 

richtet. 
(4) 1Soweit die Ständige Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) bei einem Verstoß nach Ab-
satz 3 Nr. a – e dem Widerspruch nicht bereits in diesem Stand des Verfahrens abhilft und soweit 

konkrete und substantiierte Einwendungen gegen prüfungsspezifische Wertungen und fachliche 
Bewertungen vorliegen, werden Prüfungsleistungen durch andere, mit der Abnahme dieser Prü-
fung bisher nicht befasste Prüfende erneut bewertet, oder die mündliche Prüfung wird von diesen 

wiederholt. 2Die Neubewertung darf nicht zur Verschlechterung der Prüfungsnote führen. 3Über 
den Widerspruch soll zügig entschieden werden. 
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SECHSTER TEIL – SONDERTATBESTÄNDE 

 

§ 29 Schutzbestimmungen 
 

(1) 1Macht die zu prüfende Person rechtzeitig vor Anmeldung zu einer Prüfungsleistung oder Antritt 
einer Studienleistung glaubhaft, dass sie nicht in der Lage ist (z.B. wegen länger andauernder oder 
ständiger Behinderung,chronischer Erkrankung oder psychischer Erkrankung oder wegen der Er-

ziehung eines Kindes im Alter bis zu 14 Jahren), Prüfungs- oder Studienleistungen ganz oder teil-
weise in der vorgesehenen Form, Dauer, Bearbeitungszeit oder Frist, am vorgesehenen Ort oder 
sonst in der vorgesehenen Weise zu erbringen, so soll die Ständige Prüfungskommission einen 

angemessenen Nachteilsausgleich gewähren. Dabei ist sicherzustellen, dass die zu erbringende 
Prüfungs- oder Studienleistung gleichwertig ist. Als nachteilsausgleichende Maßnahmen kommen 
insbesondere die Veränderung der äußeren Bedingungen einschließlich des Ortes und des Zeit-

punktes der Leistungserbringung, die Verlängerung der Bearbeitungszeit, die Zulassung von Hilfs-
mitteln oder Hilfspersonen und die Bestimmung einer anderen Form der Leistungserbringung in 
Betracht; der gewählte Nachteilsausgleich soll festgestellte Nachteile möglichst vollständig ausglei-

chen, darf sie aber nicht überkompensieren. Umstände nach Satz 1 sind von der zu prüfenden 
Person darzulegen, im Falle nicht offensichtlicher gesundheitlicher Sachverhalte durch qualifizierte 
ärztliche, in der Regel fachärztliche oder psychotherapeutische Stellungnahme nachzuweisen, im 

Übrigen durch andere geeignete Unterlagen glaubhaft zu machen; die zu prüfende Person soll fer-
ner darlegen, welche Maßnahmen des Nachteilsausgleichs sie aufgrund der dargelegten Um-

stände nach Satz 1 für adäquat hält.  
(2) Soweit die Einhaltung von Fristen für die erstmalige Meldung zu Prüfungen, die Wiederholung 
von Prüfungen, die Gründe für das Versäumen von Prüfungen bzw. die Einhaltung von Bearbei-

tungszeiten für Prüfungsarbeiten betroffen sind, steht der Krankheit der zu prüfenden Person die 
Krankheit einer oder eines nahen Angehörigen gemäß Absatz 8 und 9 gleich. 
(3) 1Für werdende Mütter gelten die Schutzbestimmungen des Gesetzes zum Schutz der erwerb-

stätigen Mutter (MuSchG) in der jeweils gültigen Fassung. 2Die Erfüllung der Voraussetzungen ist 
durch ein ärztliches Zeugnis oder das Zeugnis einer Hebamme oder eines Entbindungspflegers 
nachzuweisen. 

(4) 1Werdende Mütter können auf Antrag von der Verpflichtung zur Erbringung von Prüfungs- und 
Studienleistungen zunächst befreit werden, soweit hierdurch nach ärztlichem Zeugnis Leben oder 
Gesundheit von Mutter und/oder Kind gefährdet ist. 2Die Prüfungs- und Studienleistungen sind 

nachzuholen. 
(5) Aus der Beachtung der Vorschriften der Absätze 3 und 4 dürfen der Studierenden keine Nach-
teile erwachsen. 

(6) 1Die Mutterschutzfristen sind, wie sie in der jeweils gültigen Fassung des MuSchG festgelegt 
sind, zu berücksichtigen. 2Die Mutterschutzfristen unterbrechen nicht die Bearbeitungsfrist der Ba-

chelor- bzw. Masterarbeit. 3Das gestellte Thema gilt als nicht vergeben. 4Nach Ablauf der Mutter-
schutzfristen erhält die Studentin ein neues Thema. 
(7) 1Die Fristen der Elternzeit sind auf Antrag nach Maßgabe des Gesetzes zum Elterngeld und zur 

Elternzeit (BEEG) in der jeweils gültigen Fassung entsprechend zu berücksichtigen. 2Die Studentin 
bzw. der Student muss bis spätestens 7 Wochen vor dem Zeitpunkt, von dem ab sie oder er die 
Elternzeit antreten will, der Ständigen Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) schriftlich mittei-

len, für welchen Zeitraum oder für welche Zeiträume sie oder er Elternzeit in Anspruch nehmen 
will. 3Die Ständige Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) bzw. die von ihr beauftragte Stelle 
prüft, ob die Voraussetzungen für einen Anspruch auf Elternzeit gemäß § 15 BEEG analog beste-

hen. 4Die hierfür erforderlichen Nachweise sind von der Antragstellerin oder dem Antragsteller 
schriftlich vorzulegen. 5Das Ergebnis der Prüfung der Nachweise sowie ggf. die neu festgesetzten 
Prüfungsfristen sind der Studentin bzw. dem Studenten unverzüglich mitzuteilen. 6Für die Bearbei-

tungsfrist der Bachelor- bzw. Masterarbeit gilt Abs. 6 Satz 2 bis 4 entsprechend. 
(8) 1Für Studierende, die eine pflegebedürftige nahe Angehörige bzw. einen pflegebedürftigen na-
hen Angehörigen in ihrer häuslichen Umgebung pflegen, gelten die Vorschriften in der jeweils gülti-

gen Fassung des Pflegezeitgesetzes (PflegeZG) entsprechend. 2Durch die Pflege naher Angehöri-
ger dürfen der oder dem Studierenden keine Nachteile erwachsen. 



Verkündungsblatt der Universität Hildesheim - Heft 208 - Nr. 01 / 2026 (20.02.2026) - Seite 37 - 

 

 

(9) Nahe Angehörige gemäß PflegeZG sind: Großeltern, Eltern, Schwiegereltern, Stiefeltern, Ehe-
gatten, Lebenspartner, Partner einer eheähnlichen oder lebenspartnerschaftsähnlichen Gemein-
schaft, Geschwister, Ehegatten der Geschwister und Geschwister der Ehegatten, Lebenspartner 

der Geschwister und Geschwister der Lebenspartner, Kinder, Adoptiv- oder Pflegekinder, die Kin-
der, Adoptiv- oder Pflegekinder des Ehegatten oder des Lebenspartners, Schwiegerkinder und En-
kelkinder. 

(10) 1Die oder der Studierende hat die Pflegebedürftigkeit der oder des nahen Angehörigen durch 
Vorlage einer Bescheinigung der Pflegekasse oder des Medizinischen Dienstes der Krankenversi-
cherung nachzuweisen. 2Bei in der privaten Pflege-Pflichtversicherung versicherten Pflegebedürfti-

gen ist ein entsprechender Nachweis zu erbringen. 
 
 

§ 30 Rücktritt, Versäumnis, Täuschung, Ordnungsverstoß 
 
(1) 1Bei Rücktritt von einer Prüfung ohne fristgerechte Abmeldung oder bei Versäumnis einer Prü-

fung gilt die Prüfung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bzw. „nicht bestanden“ bewertet, es sei denn, 
die Ständige Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) erkennt einen dafür geltend gemachten 

wichtigen Grund an. 2Dasselbe gilt, wenn eine schriftliche Prüfungsleistung nicht innerhalb des vor-
gegebenen Bearbeitungszeitraumes erbracht wird. 3Der wichtige Grund muss der Ständigen Prü-
fungskommission (Prüfungsausschuss) unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht 

werden - anderenfalls gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ bewertet. 
4Exmatrikulation auf einen Antrag des Studierenden oder Beurlaubung gelten nicht als wichtiger 
Grund. 5Bei Rücktritt von einer Prüfung oder bei Versäumnis einer Prüfung wegen Krankheit ist un-

verzüglich ein ärztliches Attest (Prüfungsunfähigkeitsbescheinigung) vorzulegen; die Ständige Prü-
fungskommission (Prüfungsausschuss) kann zum Nachweis ein amtsärztliches Attest verlangen. 
6Dies gilt auch, wenn z.B. die Erkrankung eines zu versorgenden Kindes als Grund für den Rück-

tritt oder das Versäumnis angegeben wird; § 28 gilt entsprechend. 7Liegt ein wichtiger Grund vor, 
so wird ein neuer Prüfungs- oder Abgabetermin, in der Regel der nächste reguläre Prüfungstermin, 
anberaumt. 8Die Prüfung oder der Prüfungsversuch gilt in diesem Fall als nicht unternommen. 9Be-

reits vorliegende Prüfungsleistungen sind anzurechnen. 10Die Nichtanerkennung eines Sachver-
halts als wichtiger Grund ist der oder dem zu Prüfenden schriftlich mitzuteilen und zu begründen. 
(2) 1Stellt sich während einer Prüfung oder nachträglich heraus, dass die geprüfte Person eine 

Täuschung über Prüfungsleistungen durch beispielsweise die Benutzung nicht zugelassener Hilfs-
mittel oder die Ablieferung eines Plagiats begangen hat oder sich eines Verstoßes gegen die Ord-

nung während der Prüfung schuldig gemacht hat, gilt die Prüfung als nicht bestanden. 2Die Ent-
scheidung hierüber trifft die oder der Lehrende, die oder der die Prüfung abnimmt, nach Anhörung 
der geprüften Person; die oder der Lehrende meldet die Entscheidung mit einer Erläuterung an 

das Prüfungsamt. 3Handelt es sich um die zweite festgestellte Täuschung einer oder eines zu Prü-
fenden über Prüfungsleistungen oder um die Täuschung in der Bachelor- oder Masterarbeit, gilt 
die Prüfung als endgültig nicht bestanden. 4Bis zur Entscheidung setzt die oder der zu Prüfende 

eine gegebenenfalls laufende Prüfung fort, es sei denn, dass nach der Entscheidung der Aufsicht 
führenden Person ein vorläufiger Ausschluss der oder des zu Prüfenden zur ordnungsgemäßen 
Weiterführung der Prüfung unerlässlich ist; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfungs- oder Stu-

dienleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bzw. „nicht bestanden“ bewertet. 5Besteht der Ver-
dacht des Mitsichführens unzulässiger Hilfsmittel, ist die oder der zu Prüfende verpflichtet, an der 
Aufklärung mitzuwirken und die Hilfsmittel herauszugeben; im Verweigerungsfall gelten die betref-

fenden Prüfungs- und Studienleistungen als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bzw. „nicht bestanden“ 
bewertet. 6Vor einer Entscheidung ist die oder der zu Prüfende zu hören. 
(3) 1Als Plagiat im Sinne dieser Ordnung gilt auch das erneute Einreichen einer bereits eingereich-

ten Prüfungsleistung sowie das Einreichen von Teilen einer bereits eingereichten Prüfungsleistung 
im selben oder in einem anderen Studiengang. 2Studiengangsbezogene Prüfungsordungen kön-
nen abweichende Regelungen vorsehen. 

(4) 1Wenn Studierende andere Studierende nachweislich bei einer Täuschung unterstützen, z.B. 
indem sie dem täuschenden Prüfling Einblick in die eigene Bearbeitung der Prüfungsaufgaben ge-

währen oder unzulässige Hilfsmittel bereitstellen, gilt dies als Ordnungsverstoß. 2In einem solchen 
Falle gilt die Prüfungsleistung der oder des Studierenden, die oder der die Täuschung gemäß Satz 
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1 unterstützt hat, als mit „nicht ausreichend“ bewertet und damit als nicht bestanden. Absatz 2 Satz 
2 – 6 gilt entsprechend. 
(5) Die Entscheidung gemäß Abs. 2 bis 4 der Ständigen Prüfungskommission (Prüfungsaus-

schuss) ist der oder dem zu Prüfenden unverzüglich schriftlich mitzuteilen und zu begründen und 
mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 
 

 
§ 31 Ungültigkeit von Prüfungen 

 

(1) Hat die oder der Geprüfte bei einer Prüfung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach Aus-
händigung des Zeugnisses bekannt, so kann die Ständige Prüfungskommission (Prüfungsaus-
schuss) nachträglich die betroffenen Noten entsprechend berichtigen und die Bachelorprüfung 

bzw. die Masterprüfung ganz oder teilweise für nicht bestanden erklären. 
(2) 1Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung nicht erfüllt, ohne dass die ge-
prüfte Person hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung des 

Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen der Prüfung geheilt. 2Hat die ge-
prüfte Person die Zulassung vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, entscheidet die Ständige Prüfungs-

kommission (Prüfungsausschuss) unter Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen über die 
Rücknahme rechtswidriger Verwaltungsakte. 
(3) Der oder dem Geprüften ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Erörterung der Angelegen-

heit mit der Ständigen Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) zu geben. 
(4) 1Das unrichtige Prüfungszeugnis sowie das Diploma Supplement und das Transcript of Re-
cords sind einzuziehen und gegebenenfalls neu auszustellen. 2Mit diesen Unterlagen ist auch die 

Bachelor- bzw. Master-Urkunde einzuziehen, wenn die Prüfung aufgrund der Täuschung für „nicht 
bestanden“ erklärt wurde. 3Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 ist nach einer Frist von 
fünf Jahren ab dem Datum, an dem die Bachelorprüfung bzw. die Masterprüfung bestanden 

wurde, ausgeschlossen. 
(5) Die Absätze 1 – 4 gelten für den Erwerb von studienbegleitenden Nachweisen und die Erfül-
lung der Zugangsvoraussetzungen zu Modulen entsprechend. 

 
 
SIEBTER TEIL – BACHELORMODUL BZW. MASTERMODUL; ABSCHLUSS DES STUDIUMS 

 
§ 32 Urkunde, Zeugnis, Bescheinigungen 

 
(1) 1Über die bestandene Bachelorprüfung bzw. Masterprüfung soll innerhalb von vier Wochen 
nach Vorliegen der abschließenden Bewertung der letzten Prüfungsleistung ein Zeugnis (Anlage 2) 

ausgestellt werden. 2Es enthält: 
-  das Datum, an dem die letzte für das Bestehen der Prüfung erforderliche Studien- oder Prü-

fungsleistung erbracht wurde, sowie das Datum, an dem das Zeugnis ausgestellt wurde 

- das Thema und die Note der Bachelorarbeit bzw. der Masterarbeit 
-  die Gesamtnote der Bachelorprüfung bzw. der Masterprüfung und 
-  die Angabe über die Häufigkeitsverteilung der Gesamtnoten der dem Studienjahr der letzten 

Studien- oder Prüfungsleistung vorangegangenen zwei Studienjahre, sofern es in diesen min-
destens 11 Absolventinnen oder Absolventen gibt 

3Das Zeugnis ist von der oder dem Vorsitzenden der Ständigen Prüfungskommission (Prüfungs-

ausschuss) zu unterzeichnen. 
(2) 1Gleichzeitig mit dem Zeugnis ist eine Bachelor- bzw. Master-Urkunde (Anlage 1) auszustellen, 
die neben dem Datum, an dem die letzte, für das Bestehen der Bachelorprüfung bzw. der Master-

prüfung erforderliche Studien- oder Prüfungsleistung erbracht wurde, das Ausstellungsdatum des 
Zeugnisses enthält. 2Die Urkunde wird von der oder dem Vorsitzenden der Ständigen Prüfungs-
kommission (Prüfungsausschuss) und der zuständigen Dekanin beziehungsweise dem zuständi-

gen Dekan unterzeichnet. 
(3) 1Mit Beendigung des Studiums wird vom Prüfungsamt ein „Diploma Supplement“ ausgestellt 

(Anlage 3). 2Das „Diploma Supplement“ beschreibt Eigenschaften, Stufe, Zusammensetzung, In-
halte sowie Art des Abschlusses des Studiums. 
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(4) 1Mit Beendigung des Studiums wird vom Prüfungsamt ein „Transcript of Records“ (Anlage 4) 
ausgestellt. 2Das „Transcript of Records“ enthält eine Auflistung der Titel der erfolgreich abge-
schlossenen Module, ggf. der zugehörigen Teilmodule sowie der besuchten Lehrveranstaltungen, 

der in diesen Modulen erworbenen Leistungspunkte und Noten. 3Bei Beendigung des Studiums in 
einem Studiengang an der Universität Hildesheim ohne Abschluss enthält es auch Angaben über 
nicht bestandene Studien- und Prüfungsleistungen. 4Es kann ein vorläufiges „Transcript of Re-

cords“ (Anlage 5) ausgestellt werden. 5Das vorläufige „Transcript of Records“ ist mit dem Hinweis 
versehen, dass es auch Leistungspunkte für Teilmodule ausweist, bei denen das zugehörige Mo-
dul noch nicht abgeschlossen ist. 6Leistungspunkte für eine Teilleistung im Rahmen eines Moduls 

werden nicht ausgewiesen, sofern diese Teilleistung im selben Modul nicht bestanden wurde oder 
als nicht bestanden gilt. 7Sofern die Modulbeschreibung für ggf. vorgesehene Teilleistungen keine 
eigenen Leistungspunkte ausweist, werden im Falle des Nichtbestehens einer Teilleistung die für 

das gesamte Modul vorgesehenen Leistungspunkte für das vorläufige Transcript of Records nicht 
berücksichtigt. 8Bei der Notenberechnung gelten die Regelungen des § 14. 
(5) 1Die Prüfungsordnung eines Studiengangs kann die zusätzliche Ausstellung einer englischen 

Übersetzung der Studienabschlussdokumente (Zeugnis, Urkunde, Diploma Supplement, Transcript 
of Records) grundsätzlich vorsehen. 2Ist dies nicht der Fall, kann mit der Anmeldung zur Bachelor-

arbeit bzw. zur Masterarbeit beantragt werden, dass zusätzlich zu den Studienabschlussdokumen-
ten eine englische Übersetzung ausgefertigt wird. 
(6) 1Ist die Bachelorprüfung bzw. die Masterprüfung nicht bestanden oder gilt sie als nicht bestan-

den, so erteilt die oder der Vorsitzende der Ständigen Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) 
einen schriftlichen Bescheid, der auch Auskunft darüber gibt, ob und ggf. an welchem Termin oder 
innerhalb welcher Frist Prüfungsleistungen wiederholt werden können. 2Der Bescheid ist mit einer 

Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 
(7) 1Hat die oder der Studierende die Bachelorprüfung bzw. die Masterprüfung endgültig nicht be-
standen oder gilt sie als endgültig nicht bestanden, wird ihr oder ihm auf Antrag und gegen Vorlage 

der entsprechenden Nachweise sowie der Exmatrikulationsbescheinigung eine schriftliche Be-
scheinigung ausgestellt. 2Diese Bescheinigung enthält: 
 - eine Auflistung der erworbenen Leistungspunkte und der betreffenden Module mit den jewei-

ligen Noten 
 - bei nicht bestandenen Prüfungsleistungen die Anzahl der in Anspruch genommenen Versu-

che 

 - die zum Bestehen der Bachelorprüfung bzw. der Masterprüfung noch fehlenden Prüfungs-
leistungen 

3Die Bescheinigung lässt erkennen, dass die Bachelorprüfung bzw. die Masterprüfung nicht be-
standen ist 
(8) 1Für jede bzw. jeden zur Bachelorprüfung bzw. zur Masterprüfung zugelassenen Studierende 

bzw. Studierenden wird im Prüfungsamt ein Konto für die von ihr oder ihm erworbenen Leistungs-
punkte eingerichtet. 2Die Studierenden können über die Online-Funktionen des Campusmanage-
mentsystems jederzeit Einsicht in den Stand ihres Kontos nehmen. 

 
 

§ 33 Anmeldung, Abgabe und Begutachtung von Bachelor- und Masterarbeiten 

 
(1) 1Die Anmeldung von Bachelor- oder Masterarbeiten erfolgt digital. 2Der unterschriebene Antrag 
ist dem zuständigen Prüfungsamt digital nach Vorgabe der Universität zu übermitteln. 3Die Aus-

gabe des Themas sowie die Einreichung von Anträgen und der Versand von Bescheiden im Zu-
sammenhang mit der Anmeldung und Durchführung von Bachelor- und Masterarbeiten erfolgen 
ebenfalls elektronisch, in der Regel per E-Mail. 

(2) 1Die Bachelorarbeit oder die Masterarbeit ist dem zuständigen Prüfungsamt innerhalb der vom 
Prüfungsamt festgesetzten Frist digital zu übermitteln. 2Das Prüfungsamt informiert die zu Prüfen-
den im Rahmen der Zuteilung des Themas über die Art und Weise der Übermittlung der elektroni-

schen Fassung der Arbeit an das Prüfungsamt. 3Ergänzend gilt, dass ein gedrucktes Exemplar di-
rekt bei der Prüferin oder bei dem Prüfer auf dessen oder deren Verlangen zur Erleichterung der 

Begutachtung von der oder dem zu Prüfenden abzuliefern ist. 4Ablieferungsort ist das Postfach der 
oder des Prüfenden in der Universität oder, sollte ein solches nicht vorhanden sein, das 
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entsprechende Institutssekretariat. 5Zu Prüfende und Prüfende können sich auf einen anderen Ab-
lieferungsort einigen. 6Mit der Einreichung der Arbeit im Prüfungsamt muss die oder der zu Prü-
fende dem Prüfungsamt gegenüber versichern, dass die nach Satz 3 der oder dem Prüfenden di-

rekt zu übermittelnde Fassung der Arbeit mit der im Prüfungsamt eingereichten Fassung überein-
stimmt. 7Dies geschieht im Rahmen der für alle zu Prüfenden verpflichtend abzugebenden Eigen-
ständigkeitserklärung (Anlage 6). 8Maßgeblich für den Inhalt der Arbeit ist die dem Prüfungsamt 

elektronisch übermittelte Fassung. 9Das Prüfungsamt stellt die Arbeit den Prüfenden digital zur 
Verfügung. 10Die unterschriebenen Gutachten werden dem Prüfungsamt ebenfalls digital auf dem 
von diesem vorgegebenen Weg zugestellt. 

(3) 1Mit der Einreichung der Bachelor- bzw. Masterarbeit im Prüfungsamt ist eine Eigenständig-
keitserklärung abzugeben. 2Hierfür ist die Vorlage aus Anlage 6 zu verwenden und ggf. das For-
mular zur Dokumentation der Verwendung von KI-Systemen auszufüllen. 3Alle weiteren Regelun-

gen zur Bachelor- bzw. Masterarbeit und ggf. zu weiteren Bestandteilen des Bachelor- oder Mas-
termoduls werden von der studiengangsbezogenen Prüfungsordnung getroffen. 
 

 
ACHTER TEIL – SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

 
§ 34 Inkrafttreten 

 

(1) Diese Ordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Universität 
Hildesheim mit Wirkung zum 01.04.2026 in Kraft. 
(2) Sofern Regelungen der bis zum 31.03.2026 geltenden „Hochschulweiten Rahmenprüfungsord-

nung der Universität Hildesheim zur Regelung des Einsatzes digitaler Lehr- und Lernformate sowie 
digitaler Prüfungsformate“ (Verkündungsblatt der Universität Hildesheim Heft 200 vom 20.03.2025) 
in studiengangsbezogene Prüfungsordnungen übernommen worden sind, treten diese Regelungen 

zum 01.04.2026 außer Kraft. 
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Hochschulweite Rahmenprüfungsordnung (RPO) 
Anlage 1 

 

URKUNDE 

 

Die Universität verleiht mit dieser Urkunde [durch den Fachbereich # - Bezeichnung] 

 

[Vorname] [Name], 

 

geboren am [Geburtsdatum] in [Geburtsort], 

 

nach Bestehen der [Bachelorprüfung bzw. Masterprüfung] [im Studiengang [Studiengangsbezeichnung] [Stg-Ergänzung 

(z.B. Studienvariante, Schwerpunkt, Vertiefung etc.)] bzw. [in [Bezeichnung der Studienvariante] (Studienvariante des 

Bachelorstudiengangs bzw. Masterstudiengangs [Bezeichnung des Studiengangs])] am [Datum der letzten Studien- oder 

Prüfungsleistung] 

 

den Hochschulgrad  

[Hochschulgrad] 

 

 

Hildesheim, den [Ausstellungsdatum]  

 

Siegel 

 

 

___________________________   ___________________________ 

        [Dekan bzw. Dekanin]    [Vorsitzende bzw. Vorsitzender] 

        der Ständigen Prüfungskommission 
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Hochschulweite Rahmenprüfungsordnung (RPO) 

Anlage 2 

 

[Fachbereich #] 

[Fachbereichsbezeichnung] 

 

ZEUGNIS 

 

über die Prüfung zum [Hochschulgrad] 

 

[Vorname] [Name], 

geboren am [Geburtsdatum] in [Geburtsort], 

hat am [Datum der letzten Studien- bzw. Prüfungsleistung] die Prüfung zum [Hochschulgrad] [im Studiengang 

[Studiengangsbezeichnung] [, ggf. Studienvariante etc.,] bzw. in [Bezeichnung der Studienvariante] (Studienvari-

ante des Bachelor- bzw. Masterstudiengangs [Bezeichnung des Studiengangs])] bestanden. 

Die Gesamtnote [der Universität Hildesheim] lautet: [Gesamtnote als Text]* [(#,#)] 

[Die Gesamtnote der Universität … lautet: Gesamtnote als Text (#,#)] 

Die [Bachelorarbeit bzw. Masterarbeit] mit dem Thema 

[Thema der Bachelor- bzw. Masterarbeit] 

wurde mit der Note [Note der Bachelor- bzw. Masterarbeit in Textform][**] [(#,#)][, das Bachelor- bzw. Masterkol-

loquium1 mit der Note [Textform (##)] bewertet.  

[Die Bewertungen in den Studienbereichen lauten: [Bezeichnung SB 1] [Note in Textform] [(#,#)]… [Bezeichnung 

SB n] ] [Note in Textform] [(#,#)] 

Eine Auflistung aller belegten Module findet sich im Transcript of Records als Anlage zu diesem Zeugnis. 

 

Hildesheim, den [Ausstellungsdatum]  

 

Siegel 

___________________________   ___________________________ 

        [Dekan bzw. Dekanin]               [Vorsitzende bzw. Vorsitzender] 

        der Ständigen Prüfungskommission 

 

___________ 

* Notenstufen: [mit Auszeichnung,] sehr gut, gut, befriedigend, ausreichend 

[**Notenstufen für studienbegleitenden Prüfungen und die Prüfung[en] im [Bachelor- bzw. Mastermodul]] 

  

 

1 Hier können die studiengangsspezifischen Prüfungsordnungen ggf. andere Bezeichnungen vorsehen (z. B. Mas-
terdisputation) 
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Ergänzung zum Zeugnis: Angabe der Notenverteilung nach § 32 Abs. 1 Satz 2 

 

Studien-

jahre* 

Gesamt-

zahl der 

Absol-

vent_innen 

(N) 

Davon mit einer Gesamtnote zwischen 

Sehr gut (1,0– 1,5) Gut (1,6 – 2,5) Befriedigend (2,6 – 

3,5) 

Ausreichend (3,6 – 

4,0) 

Anzahl = % von 

N 

Anzahl = % von 

N 

Anzahl = % von 

N 

Anzahl = % von 

N 

x und x+1          

* Das Studienjahr dauert vom 01.04. eines Jahres bis zum 31.03. des Folgejahres 
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Hochschulweite Rahmenprüfungsordnung (RPO) 
Anlage 3 

 

Diploma Supplement 
 

Diese Diploma Supplement-Vorlage wurde von der Europäischen Kommission, dem Europarat und UNESCO/CE-
PES entwickelt. Das Diploma Supplement soll hinreichende Daten zur Verfügung stellen, die die internationale 
Transparenz und angemessene akademische und berufliche Anerkennung von Qualifikationen (Urkunden, Zeug-
nisse, Abschlüsse, Zertifikate, etc.) verbessern. Das Diploma Supplement beschreibt Eigenschaften, Stufe, Zusam-
menhang, Inhalte sowie Art des Abschlusses des Studiums, das von der in der Originalurkunde bezeichneten Per-
son erfolgreich abgeschlossen wurde. Die Originalurkunde muss diesem Diploma Supplement beigefügt werden. 
Das Diploma Supplement sollte frei sein von jeglichen Werturteilen, Äquivalenzaussagen oder Empfehlungen zur 
Anerkennung. Es sollte Angaben in allen acht Abschnitten enthalten. Wenn keine Angaben gemacht werden, sollte 
dies durch eine Begründung erläutert werden. 

 

1. ANGABEN ZUR INHABERIN/ZUM INHABER DER QUALIFIKATION  

1.1 Familienname(n) / 1.2 Vorname(n) 

 

1.3 Geburtsdatum (TT/MM/JJJJ) 

 

1.4 Matrikelnummer oder Code zur Identifizierung der/des Studierenden   

 

2. ANGABEN ZUR QUALIFIKATION  

2.1 Bezeichnung der Qualifikation und verliehener Grad (in der Originalsprache) 

[z. B. Bachelor of Arts (B.A.)] 

2.2 Hauptstudienfach oder -fächer für die Qualifikation  

[Angabe des Studiengangs] [ggf. Studienvariante] 

2.3 Name und Status der Einrichtung, die die Qualifikation verliehen hat (in der Originalsprache) 

Universität Hildesheim in der Trägerschaft der Stiftung Universität Hildesheim (Stiftung des öffentlichen 

Rechts) 

 

2.4 Name und Status der Einrichtung (falls nicht mit 2.3 identisch), die den Studiengang durchgeführt hat (in der 

Originalsprache) 

Siehe 2.3 

 

2.5 Im Unterricht / in der Prüfung verwendete Sprache(n) 

[Angabe der Sprache(n)] 

3. ANGABEN ZU EBENE UND ZEITDAUER DER QUALIFIKATION  

3.1 Ebene der Qualifikation 
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[Für Bachelor-Studiengänge:] Erster berufsqualifizierender, wissenschaftlicher Hochschulabschluss inklusive 

Bachelorarbeit  

Einzelheiten siehe Abschnitte 8.2 und 8.4.1 

[Für konsekutive Master-Studiengänge:] Zweiter berufsqualifizierende, wissenschaftlicher Hochschulab-

schluss inklusive Masterarbeit 

Einzelheiten siehe Abschnitte 8.2 und 8.4.2 

[Für weiterbildende Master-Studiengänge:] Postgradualer, berufsbegleitender Hochschulabschluss inklusive 

Masterarbeit 

 

3.2 Offizielle Dauer des Studiums (Regelstudienzeit) in Leistungspunkten und Jahren 

180 bzw. 120 Leistungspunkte (=Credits), 3 Jahre bzw. 2 Jahre (Vollzeitstudium)  

[sofern Teilzeitstudium vorgesehen ist: bzw. bis zu 6 bzw. 3,5 Jahre (Teilzeitstudium, wobei jedes in Teilzeit 

studierte Semester als halbes Semester gezählt wird) 

Einzelheiten siehe Abschnitte 8.2 und 8.4.1 bzw. 8.4.2 

[bei weiterbildenden Master-Studiengängen:] 60 Leistungspunkte (=Credits), 2 Jahre (Teilzeitstudium) 

 

3.3 Zugangsvoraussetzung(en)  

 

4. ANGABEN ZUM INHALT DES STUDIUMS UND ZU DEN ERZIELTEN ERGEBNISSEN 

 

4.1 Studienform 

Vollzeitstudium. Der Studiengang kann auch ganz oder in Teilen als Teilzeitstudium absolviert werden. 

 oder: 

Vollzeitstudium. Der Studiengang kann auch in Teilen als Teilzeitstudium absolviert werden. 

[bei weiterbildenden Master-Studiengängen:] Teilzeitstudium 

 
 

4.2 Lernergebnisse des Studiengangs 

[kompetenzorientierte Beschreibung der Lernergebnisse für den Studiengang, ggf. für jede Studienvariante] 

4.3 Einzelheiten zum Studiengang, individuell erworbene Leistungspunkte und erzielte Noten 

 

Siehe hierzu das Transcript of Records (detaillierte und individuelle Studienverlaufsbeschreibung zur Zeugniser-

gänzung) und das Zeugnis der Absolventin/des Absolventen.  

 

4.4 Notensystem und, wenn vorhanden, Notenspiegel 

Bewertungen von Prüfungsleistungen erfolgen auf Grundlage des folgenden Benotungssystems: 

1,0 (sehr gut) = eine Leistung, die den Anforderungen in besonderem Maße entspricht  

2,0 (gut) = eine Leistung, die den Anforderungen voll entspricht 

3,0 (befriedigend) = eine Leistung, die im Allgemeinen den Anforderungen entspricht 

4,0 (ausreichend) = eine Leistung, die zwar Mängel aufweist, aber im Ganzen noch den Anforderungen entspricht 

5,0 (nicht ausreichend) = eine Leistung, die den Anforderungen nicht entspricht 
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Zu differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen können Zwischennoten durch Vermindern und Erhöhen der 

einzelnen Noten um 0,3 gebildet werden; die Noten 0,7; 4,3; 4,7 und 5,3 sind dabei ausgeschlossen. 

Bei nicht benoteten Leistungen wird anstatt einer Note der Vermerk “BE" (für “bestanden”) aufgenommen. 

Die Gesamtnote der Bachelorprüfung ergibt sich aus dem mit den für die Module vorgesehenen Leistungspunk-

ten gewichteten arithmetischen Mittel der Modulnoten einschließlich der Note für das Modul Bachelorarbeit. 

Noten, die sich als arithmetisches Mittel mehrerer Einzelnoten berechnen, lauten entsprechend ihrem berechne-

ten Wert: 

1.0 – 1.5 = sehr gut 

1.6 – 2.5 = gut 

2.6 – 3.5 = befriedigend 

3.6 – 4.0 = ausreichend 

5.0 = nicht ausreichend 

An Stelle eines Notenspiegels ist dem Zeugnis eine Übersicht über die Häufigkeitsverteilung der Gesamtnoten 

beigefügt, die sich auf die Absolventenkohorte der letzten zwei Studienjahre vor dem Semester bezieht, in dem 

der Abschluss erworben wurde; allerdings gilt dies nur, sofern diese Kohorte 11 oder mehr Absolventinnen und 

Absolventen umfasst. 

Das Verfahren zur Berechnung der Gesamtnote ist in der Prüfungsordnung des Studiengangs geregelt. 

4.5 Gesamtnote (in Originalsprache) 

Note in Sprachform 

 

5. ANGABEN ZUR BERECHTIGUNG DER QUALIFIKATION 

 

5.1 Zugang zu weiterführenden Studien 

[Zugang zu weiterführenden Studien] 

 

5.2 Zugang zu reglementierten Berufen (sofern zutreffend) 

[ggf. Zugang zu reglementierten Berufen] 

 

6. WEITERE ANGABEN 

6.1 Weitere Angaben 

 

6.2 Weitere Informationsquellen 

Zur Institution: http://www.uni-hildesheim.de 

 

7. ZERTIFIZIRUNG DES DIPLOMA SUPPLEMENT 

Dieses Diploma Supplement nimmt Bezug auf folgende Original-Dokumente:  

Urkunde über die Verleihung des Grades vom [Ausstellungsdatum] 

Zeugnis vom [Ausstellungsdatum] 

Transcript of Records vom [Ausstellungsdatum] 

 

Datum der Zertifizierung:   

 [Vorsitzende bzw. Vorsitzender] der Ständigen Prüfungskommis-

sion 

Offizielles Siegel  
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8. ANGABEN ZUM NATIONALEN HOCHSCHULSYSTEM 

Die Informationen über das nationale Hochschulsystem auf den folgenden Seiten geben Auskunft über die Quali-

fikation und den Status der Institution, die sie vergeben hat. 
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8. INFORMATIONEN ZUM HOCHSCHULSYS-
TEM IN DEUTSCHLAND1 

 
8.1 Die unterschiedlichen Hochschulen und ihr 

institutioneller Status 
Die Hochschulausbildung wird in Deutschland von drei Ar-

ten von Hochschulen angeboten2.  

- Universitäten, einschließlich verschiedener spezialisier-
ter Institutionen, bieten das gesamte Spektrum akademi-
scher Disziplinen an. Traditionell liegt der Schwerpunkt 
an deutschen Universitäten besonders auf der Grundla-
genforschung, so dass das fortgeschrittene Studium vor 

allem theoretisch ausgerichtet und forschungsorientiert 
ist. 

- Fachhochschulen (FH)/Hochschulen für Angewandte 
Wissenschaften (HAW) konzentrieren ihre Studienange-
bote auf ingenieurwissenschaftliche technische Fächer 

und wirtschaftswissenschaftliche Fächer, Sozialarbeit 
und Design. Der Auftrag von angewandter Forschung 
und Entwicklung impliziert einen praxisorientierten An-
satz und eine ebensolche Ausrichtung des Studiums, 
was häufig integrierte und begleitete Praktika in Indust-
rie, Unternehmen oder anderen einschlägigen Einrich-

tungen einschließt. 

- Kunst- und Musikhochschulen bieten Studiengänge für 
künstlerische Tätigkeiten an, in Bildender Kunst, Schau-
spiel und Musik, in den Bereichen Regie, Produktion und 
Drehbuch für Theater, Film und andere Medien sowie in 
den Bereichen Design, Architektur, Medien und Kommu-

nikation. 

Hochschulen sind entweder staatliche oder staatlich aner-
kannte Institutionen. Sowohl in ihrem Handeln einschließ-
lich der Planung von Studiengängen als auch in der Fest-
setzung und Zuerkennung von Studienabschlüssen unter-
liegen sie der Hochschulgesetzgebung. 

8.2 Studiengänge und -abschlüsse 
In allen drei Hochschultypen wurden die Studiengänge tra-
ditionell als integrierte „lange“ (einstufige) Studiengänge 
angeboten, die entweder zum Diplom oder zum Magister 
Artium führten oder mit einer Staatsprüfung abschlossen. 

Im Rahmen des Bologna-Prozesses wird das einstufige 

Studiensystem sukzessive durch ein zweistufiges ersetzt. 
Seit 1998 wurden in fast allen Studiengängen gestufte Ab-
schlüsse (Bachelor und Master) eingeführt. Dies soll den 
Studierenden mehr Wahlmöglichkeiten und Flexibilität 
beim Planen und Verfolgen ihrer Lernziele bieten sowie 
Studiengänge international kompatibler machen. 

Die Abschlüsse des deutschen Hochschulsystems ein-
schließlich ihrer Zuordnung zu den Qualifikationsstufen so-
wie die damit einhergehenden Qualifikationsziele und 
Kompetenzen der Absolventinnen und Absolventen sind 
im Qualifikationsrahmen für deutsche Hochschulab-
schlüsse (HQR)3 beschrieben. Die drei Stufen des HQR 

sind den Stufen 6, 7 und 8 des Deutschen Qualifikations-
rahmens für lebenslanges Lernen (DQR)4 und des Europä-
ischen Qualifikationsrahmens für lebenslanges Lernen 
(EQR)5 zugeordnet. 

Einzelheiten s. Abschnitte 8.4.1, 8.4.2 bzw. 8.4.3 Tab. 1 
gibt eine zusammenfassende Übersicht. 

Tab. 1: Institutionen, Studiengänge und Abschlüsse im Deutschen Hochschulsystem 

  

 

 

 
Studiengänge und 

Abschlüsse 

UNIVERSITÄTEN 

und diesen 

gleichgestellte 

SPEZIALISIERTE 

INSTITUTIONEN 

(Theologische und Päda-
gogische 

 

FACHHOCHSCHULEN 
(FH) 

 

HOCHSCHULEN FÜR 
ANGEWANDTE  

 

KUNST- UND MUSIK- 
HOCHSCHULEN 

[Promotion teilweise 
möglich] 

 

Diplom & Magister Artium (M.A.) Grad [4-5 Jahre] 

Staatsprüfung [3,5-6,5 Jahre] 

Bachelor (B.A./B.Sc./B.Eng./LL.B./B.Ed.) 

   [3-4 Jahre] 

 

   [1-2 Jahre] 

Master (M.A./M.Sc./M.Eng./LL.M./M.Ed.) 

Besondere 
Zulassungsregelungen 

 

 

Promotion 
(Dr.) 

(Dissertation / 
evtl. mit  

strukturiertem 
Promotions- 

studium) 

Diplom (FH) Grad [4 Jahre] 

Bachelor (B.A./B.Sc./B.Eng./LL.B.) 

   [3-4 Jahre] 

 

   [1-2 Jahre] 

Master (M.A./M.Sc./M.Eng./LL.M.) 

Besondere 

Zulassungsregelungen 

Besondere 
Zulassungsregelungen 

Diplom & M.A. Grad, Zertifikate, zertifizierte Prüfungen 

   [4-5 Jahre] 

Bachelor (B.A./B.F.A./B.Mus./B.Ed.) 

   [3-4 Jahre] 

 

   [1-2 Jahre] 

Master (M.A./M.F.A./M.Mus./M.Ed.) 

Besondere 

Zulassungsregelungen 

 

Promotion 
(Dr.) 

Integrierte/lange (einstufige) Studiengänge 

Erster Abschluss 
Zweiter Abschluss 

Promotion 

Besondere 
Zulassungsregelungen 
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8.3 Anerkennung/Akkreditierung von Studiengängen 
und Abschlüssen 

Um die Qualität und die Vergleichbarkeit von Qualifikatio-
nen sicherzustellen, müssen sich sowohl die Organisation 
und Struktur von Studiengängen als auch die grundsätzli-
chen Anforderungen an Studienabschlüsse an den Prinzi-

pien und Regelungen der Ständigen Konferenz der Kultus-
minister der Länder (KMK) orientieren.6 Seit 1999 existiert 
ein bundesweites Akkreditierungssystem für Bachelor- und 
Masterstudiengänge, nach dem alle neu eingeführten Stu-
diengänge akkreditiert werden. Akkreditierte Studiengänge 
sind berechtigt, das Qualitätssiegel des Akkreditierungsra-

tes zu führen7.  

8.4 Organisation und Struktur der Studiengänge 
Die folgenden Studiengänge können von allen drei Hoch-
schularten angeboten werden. Bachelor- und Masterstudi-
engänge können nacheinander, an unterschiedlichen 
Hochschulen, an unterschiedlichen Hochschularten und 

mit Phasen der Erwerbstätigkeit zwischen der ersten und 
der zweiten Qualifikationsstufe studiert werden. Bei der 
Planung werden Module und das Europäische System zur 
Übertragung und Akkumulierung von Studienleistungen 
(ECTS) verwendet, wobei einem Semester 30 Kredit-
punkte entsprechen. 

8.4.1 Bachelor 
In Bachelorstudiengängen werden wissenschaftliche 
Grundlagen, Methodenkompetenz und berufsfeldbezogene 
Qualifikationen vermittelt. Der Bachelorabschluss wird 
nach 3 bis 4 Jahren vergeben.  

Zum Bachelorstudiengang gehört eine schriftliche Ab-
schlussarbeit. Studiengänge, die mit dem Bachelor abge-
schlossen werden, müssen gemäß dem Studienakkreditie-
rungsstaatsvertrag akkreditiert werden8.   

Studiengänge der ersten Qualifikationsstufe (Bachelor) 

schließen mit den Graden Bachelor of Arts (B.A.), Bache-
lor of Science (B.Sc.), Bachelor of Engineering (B.Eng.), 
Bachelor of Laws (LL.B.), Bachelor of Fine Arts (B.F.A.), 
Bachelor of Music (B.Mus.) oder Bachelor of Education 
(B.Ed.) ab. 

Der Bachelorgrad entspricht der Qualifikationsstufe 6 des 

DQR/EQR. 

8.4.2 Master 
Der Master ist der zweite Studienabschluss nach weiteren 
1 bis 2 Jahren. Masterstudiengänge können nach den Pro-
filtypen „anwendungsorientiert“ und „forschungsorientiert“ 

differenziert werden. Die Hochschulen legen das Profil 
fest. 

Zum Masterstudiengang gehört eine schriftliche Ab-
schlussarbeit. Studiengänge, die mit dem Master abge-
schlossen werden, müssen gemäß dem Studienakkreditie-
rungsstaatsvertrag akkreditiert werden9.  

Studiengänge der zweiten Qualifikationsstufe (Master) 
schließen mit den Graden Master of Arts (M.A.), Master of 
Science (M.Sc.), Master of Engineering (M.Eng.), Master 
of Laws (LL.M.), Master of Fine Arts (M.F.A.), Master of 
Music (M.Mus.) oder Master of Education (M.Ed.) ab. Wei-

terbildende Masterstudiengänge können andere Bezeich-
nungen erhalten (z.B. MBA). 

Der Mastergrad entspricht der Qualifikationsstufe 7 des 
DQR/EQR. 

8.4.3 Integrierte „lange“ einstufige Studiengänge: Dip-

lom, Magister Artium, Staatsprüfung 
Ein integrierter Studiengang ist entweder mono-disziplinär 
(Diplomabschlüsse und die meisten Staatsprüfungen) oder 
besteht aus einer Kombination von entweder zwei Haupt-
fächern oder einem Haupt- und zwei Nebenfächern (Ma-
gister Artium). Das Vorstudium (1,5 bis 2 Jahre) dient der 
breiten Orientierung und dem Grundlagenerwerb im jewei-

ligen Fach. Eine Zwischenprüfung (bzw. Vordiplom) ist Vo-
raussetzung für die Zulassung zum Hauptstudium, d.h. 
zum fortgeschrittenen Studium und der Spezialisierung. 
Voraussetzung für den Abschluss sind die Vorlage einer 
schriftlichen Abschlussarbeit (Dauer bis zu 6 Monaten) und 
umfangreiche schriftliche und mündliche Abschlussprüfun-

gen. Ähnliche Regelungen gelten für die Staatsprüfung. 
Die erworbene Qualifikation entspricht dem Master. 

- Die Regelstudienzeit an Universitäten beträgt bei inte-
grierten Studiengängen 4 bis 5 Jahre (Diplom, Magister 
Artium) oder 3,5 bis 6,5 Jahre (Staatsprüfung). Mit dem 
Diplom werden ingenieur-, natur- und wirtschaftswissen-
schaftliche Studiengänge abgeschlossen. In den Geis-
teswissenschaften ist der entsprechende Abschluss in 

der Regel der Magister Artium (M.A.). In den Sozialwis-
senschaften variiert die Praxis je nach Tradition der je-
weiligen Hochschule. Juristische, medizinische und 
pharmazeutische Studiengänge schließen mit der 
Staatsprüfung ab. Dies gilt in einigen Ländern auch für 
Lehramtsstudiengänge.  

Die drei Qualifikationen (Diplom, Magister Artium und 
Staatsprüfung) sind akademisch gleichwertig und auf der 
Qualifikationsstufe 7 des DQR/EQR angesiedelt. Sie bil-
den die formale Voraussetzung zur Promotion. Weitere 
Zulassungsvoraussetzungen können von der Hoch-
schule festgelegt werden, s. Abschnitt 8.5. 

- Die Regelstudienzeit an Fachhochschulen (FH)/Hoch-
schulen für Angewandte Wissenschaften (HAW) beträgt 
bei integrierten Studiengängen 4 Jahre und schließt mit 
dem Diplom (FH) ab. Dieses ist auf der Qualifikations-
stufe 6 des DQR/EQR angesiedelt. Qualifizierte Absol-

ventinnen und Absolventen von Fachhochschulen/Hoch-
schulen für Angewandte Wissenschaften können sich für 
die Zulassung zur Promotion an promotionsberechtigten 
Hochschulen bewerben, s. Abschnitt 8.5. 

- Das Studium an Kunst- und Musikhochschulen ist in sei-
ner Organisation und Struktur abhängig vom jeweiligen 

Fachgebiet und der individuellen Zielsetzung. Neben 
dem Diplom- bzw. Magisterabschluss gibt es bei inte-
grierten Studiengängen Zertifikate und zertifizierte Ab-
schlussprüfungen für spezielle Bereiche und berufliche 
Zwecke. 

8.5 Promotion 
Universitäten, gleichgestellte Hochschulen sowie einige 
Fachhochschulen (FH)/Hochschulen für Angewandte Wis-
senschaften (HAW) und einige Kunst- und Musikhoch-
schulen sind promotionsberechtigt. Formale Vorausset-
zung für die Zulassung zur Promotion ist ein qualifizierter 

Masterabschluss (Fachhochschulen und Universitäten), 
ein Magisterabschluss, ein Diplom, eine Staatsprüfung 
oder ein äquivalenter ausländischer Abschluss. Entspre-
chende Abschlüsse von Kunst- und Musikhochschulen 
können in Ausnahmefällen (wissenschaftliche Studien-
gänge, z.B. Musiktheorie, Musikwissenschaften, Kunst- 

und Musikpädagogik, Medienwissenschaften) formal den 
Zugang zur Promotion eröffnen. Besonders qualifizierte In-
haberinnen und Inhaber eines Bachelorgrades oder eines 
Diploms (FH) können ohne einen weiteren Studienab-
schluss im Wege eines Eignungsfeststellungsverfahrens 
zur Promotion zugelassen werden. Die Universitäten bzw. 

promotionsberechtigten Hochschulen regeln sowohl die 
Zulassung zur Promotion als auch die Art der Eignungs-
prüfung. Voraussetzung für die Zulassung ist außerdem, 
dass das Promotionsprojekt von einem Hochschullehren-
den als Betreuerin oder Betreuer angenommen wird. 

Die Promotion entspricht der Qualifikationsstufe 8 des 

DQR/EQR. 

8.6 Benotungsskala 
Die deutsche Benotungsskala umfasst üblicherweise 5 
Grade (mit zahlenmäßigen Entsprechungen; es können 
auch Zwischennoten vergeben werden): „Sehr gut“ (1), 

„Gut“ (2), „Befriedigend“ (3), „Ausreichend“ (4), „Nicht aus-
reichend“ (5). Zum Bestehen ist mindestens die Note „Aus-
reichend“ (4) notwendig. Die Bezeichnung für die Noten 
kann in Einzelfällen und für die Promotion abweichen. 

Außerdem findet eine Einstufungstabelle nach dem Modell 
des ECTS-Leitfadens Verwendung, aus der die relative 

Verteilung der Noten in Bezug auf eine Referenzgruppe 
hervorgeht. 

8.7 Hochschulzugang 
Die Allgemeine Hochschulreife (Abitur) nach 12 bis 13 
Schuljahren ermöglicht den Zugang zu allen Studiengän-
gen. Die Fachgebundene Hochschulreife ermöglicht den 

Zugang zu allen Studiengängen an Fachhochschulen, an 



Verkündungsblatt der Universität Hildesheim - Heft 208 - Nr. 01 / 2026 (20.02.2026) - Seite 50 - 

 

Universitäten und gleichgestellten Hochschulen, aber nur 
zu bestimmten Fächern. Das Studium an Fachhochschu-
len ist auch mit der Fachhochschulreife möglich, die in der 
Regel nach 12 Schuljahren erworben wird. Der Zugang zu 
Studiengängen an Kunst- und Musikhochschulen und ent-
sprechenden Studiengängen an anderen Hochschulen so-

wie der Zugang zu einem Sportstudiengang kann auf der 
Grundlage von anderen bzw. zusätzlichen Voraussetzun-
gen zum Nachweis einer besonderen Eignung erfolgen.  
Beruflich qualifizierte Bewerberinnen und Bewerber ohne 
schulische Hochschulzugangsberechtigung erhalten eine 
allgemeine Hochschulzugangsberechtigung und damit Zu-

gang zu allen Studiengängen, wenn sie Inhaberin oder In-
haber von Abschlüssen bestimmter, staatlich geregelter 
beruflicher Aufstiegsfortbildungen sind (zum Beispiel Meis-
ter/in im Handwerk, Industriemeister/in, Fachwirt/in (IHK), 
Betriebswirt/in (IHK) und (HWK), staatlich geprüfte/r Tech-
niker/in, staatlich geprüfte/r Betriebswirt/in, staatlich ge-

prüfte/r Gestalter/in, staatlich geprüfte/r Erzieher/in). Eine 
fachgebundene Hochschulzugangsberechtigung erhalten 
beruflich qualifizierte Bewerberinnen und Bewerber mit ei-
nem Abschluss einer staatlich geregelten, mindestens 
zweijährigen Berufsausbildung und i.d.R. mindestens drei-
jähriger Berufspraxis, die ein Eignungsfeststellungsverfah-

ren an einer Hochschule oder staatlichen Stelle erfolgreich 
durchlaufen haben; das Eignungsfeststellungsverfahren 
kann durch ein nachweislich erfolgreich absolviertes Pro-
bestudium von mindestens einem Jahr ersetzt werden10. 
Die Hochschulen können in bestimmten Fällen zusätzliche 
spezifische Zulassungsverfahren durchführen. 

 

 

8.8 Informationsquellen der Bundesrepublik 
- Kultusministerkonferenz (KMK) (Ständige Konferenz der 

Kultusminister der Länder der Bundesrepublik Deutsch-
land); Graurheindorfer Str. 157, D-53117 Bonn; Tel.: 
+49(0)228/501-0; www.kmk.org; E-Mail: hochschu-
len@kmk.org 

- Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen (ZAB) als 
deutsche NARIC; www.kmk.org; E-Mail: zab@kmk.org 

- Deutsche Informationsstelle der Länder im EURYDICE-
Netz für Informationen zum Bildungswesen in Deutsch-
land; www.kmk.org; E-Mail: eurydice@kmk.org 

- Hochschulrektorenkonferenz (HRK); Leipziger Platz 11, 
D-10117 Berlin; Tel.: +49(0)30/206292-11; www.hrk.de; 
E-Mail: post@hrk.de 

- „Hochschulkompass“ der Hochschulrektorenkonferenz, 
enthält umfassende Informationen zu Hochschulen, Stu-

diengängen etc. (www.hochschulkompass.de) 
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1 Die Information berücksichtigt nur die Aspekte, die direkt das Diploma Supplement betreffen.  
2 Berufsakademien sind keine Hochschulen, es gibt sie nur in einigen Bundesländern. Sie bieten Studiengänge in enger Zusammenar-
beit mit privaten Unternehmen an. Studierende erhalten einen offiziellen Abschluss und machen eine Ausbildung im Betrieb. Manche 
Berufsakademien bieten Bachelorstudiengänge an, deren Abschlüsse einem Bachelorgrad einer Hochschule gleichgestellt werden kön-
nen, wenn sie vom Akkreditierungsrat akkreditiert sind. 
3 Qualifikationsrahmen für deutsche Hochschulabschlüsse (Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 16.02.2017). 
4 Deutscher Qualifikationsrahmen für lebenslanges Lernen (DQR), Gemeinsamer Beschluss der Ständigen Konferenz der Kultusminister 

der Länder in der Bundesrepublik Deutschland, des Bundesministeriums für Bildung und Forschung, der Wirtschaftsministerkonfer enz 
und des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie (Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 15.11.2012). Ausführliche 
Informationen unter www.dqr.de. 
5 Empfehlung des Europäischen Parlaments und des Europäischen Rates zur Einrichtung des Europäischen Qualifikationsrahmens für 
lebenslanges Lernen vom 23.04.2008 (2008/C 111/01) – Europäischer Qualifikationsrahmen für lebenslanges Lernen – EQR). 
6 Musterrechtsverordnung gemäß Artikel 4 Absätze 1 – 4 Studienakkreditierungsstaatsvertrag (Beschluss der Kultusministerkonferenz 
vom 07.12.2017). 
7 Staatsvertrag über die Organisation eines gemeinsamen Akkreditierungssystems zur Qualitätssicherung in Studium und Lehre an 
deutschen Hochschulen (Studienakkreditierungsstaatsvertrag) (Beschluss der KMK vom 08.12.2016) In Kraft getreten am 01.01.2018. 
8 Siehe Fußnote Nr. 7.  
9 Siehe Fußnote Nr. 7. 
10 Hochschulzugang für beruflich qualifizierte Bewerberinnen und Bewerber ohne schulische Hochschulzugangsberechtigung (Be-
schluss der Kultusministerkonferenz vom 06.03 
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Hochschulweite Rahmenprü-
fungsordnung (RPO) 

Anlage 4 

Transcript of Records 

 

  

Universität Hildesheim 

Dezernat für Studienangelegenheiten 

Prüfungsamt 

Universitätsplatz 1 

31141 Hildesheim 

www.uni-hildesheim.de/dez3/pruefungsamt/ 

Name, Vorname  

Geburtsdatum, -ort und -land  

Studiengang [Bezeichnung des Studiengangs, ggf. der Studienvari-

ante]  

Matrikelnummer  

 

 

Titel (Modul, Teilmodul, Lehrveranstaltung) Typ Art Zeit/ 

Dau

er 

Note LP 

Modultitel M PF    

Teilmodultitel TM PF    

Lehrveranstaltungstitel LV PF    

Modultitel M PF    

...      

Gesamt 

 

Falls erforderlich, Liste auf getrenntem Blatt fortsetzen 

Abschluss erhalten: _____________ 

Ort, Datum  

 

 Siegel 

 

____________________________ 

Unterschrift des Prüfungsamtes 
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Erläuterungen zum Transcript of Records 

 

Modulinhalte 

Die Lerninhalte und Kompetenzziele der einzelnen Module sind dem Modulhandbuch zu entnehmen. 

 

Typ 

M = Modul 

TM = Teilmodul 

LV = Lehrveranstaltung 

 

Art 

PF = Pflichtmodul / Pflichtveranstaltung / Pflichtfach 

WPF = Wahlpflichtmodul / Wahlpflichtveranstaltung / Wahlpflichtfach 

ZF = Zusatzfach 

BA = Bachelorarbeit 

MA = Masterarbeit 

 

Zeit / Dauer 

Angabe, in welchem Semester das Modul / Teilmodul bzw. die Lehrveranstaltung besucht wurde und Angabe der Semes-

terwochenstunden 

WiSe = Wintersemester (01.10.-31.03.) 

SoSe = Sommersemester (01.04.-30.09.) 

 

LP (= Leistungspunkt; Credit) 

1 Studienjahr = 60 Leistungspunkte 

1 Semester = 30 Leistungspunkte 

Bachelor = 180 Leistungspunkte 

Studienvariante Bachelor Plus = 240 Leistungspunkte 

Master = 120 Leistungspunkte 

 

Benotungssystem (Lokale Note) 

1 = sehr gut; eine Leistung, die den Anforderungen in besonderem Maße entspricht 

2 = gut; eine Leistung; die den Anforderungen voll entspricht 

3 = befriedigend; eine Leistung, die im Allgemeinen den Anforderungen entspricht 

4 = ausreichend; eine Leistung, die trotz ihrer Mängel den Anforderungen noch entspricht 

5 = nicht ausreichend; eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforderungen nicht entspricht 

 

Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen können Zwischennoten durch Erniedrigen oder Erhöhen der einzel-

nen Noten um 0,3 gebildet werden; die Noten 0,7; 4,3 und 5,3 sind dabei ausgeschlossen. 

 

Bei nicht benoteten Leistungen wird anstatt einer Note das Kürzel „BE“ (für bestanden) bzw. „NB“ (für nicht bestanden) 

vermerkt. 

In Klammern aufgeführte Noten werden nicht in die Modul-, Fach- bzw. Gesamtnote eingerechnet. 

 

Notenskala (Modul-, Fach- bzw. Gesamtnote) 

1,0 – 1,5 =  sehr gut; eine Leistung, die den Anforderungen in besonderem Maße entspricht 
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1,6 – 2,5 =  gut; eine Leistung, die den Anforderungen voll entspricht 

2,6 – 3,5 = befriedigend; eine Leistung die im Allgemeinen den Anforderungen entspricht 

3,6 – 4,0 = ausreichend; eine Leistung, die trotz ihrer Mängel den Anforderungen noch entspricht 

5,0  = nicht ausreichend; eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforderungen nicht entspricht 
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 Hochschulweite Rahmenprü-
fungsordnung (RPO) 

Anlage 5 

Vorläufiges  

Transcript of Records 

 

  

Universität Hildesheim 

Dezernat für Studienangelegenheiten 

Prüfungsamt 

Universitätsplatz 1 

31141 Hildesheim 

www.uni-hildesheim.de/dez3/pruefungsamt/ 

Name, Vorname  

Geburtsdatum, -ort und -land  

Studiengang [Bezeichnung des Studiengangs] [ggf. Studienvariante] 

Matrikelnummer  

 

Titel (Modul, Teilmodul, Lehrveranstaltung) Typ Art Zeit/ 

Dauer 

Note LP 

Modultitel M PF    

Teilmodultitel TM PF    

Lehrveranstaltungstitel LV PF    

Modultitel M PF    

...      

Gesamt 

Falls erforderlich, Liste auf getrenntem Blatt fortsetzen 

Im vorläufigen Transcript of Records werden auch Leistungspunkte für Teilleistungen im Rahmen von Modulen, die noch 

nicht abgeschlossen sind, ausgewiesen. 

Das Studium ist noch nicht abgeschlossen.  

Es wurden bisher _____ LP von [Gesamtzahl LP] erworben. 

Die vorläufige Gesamtnote lautet [#,#] 

 

[Ort], [Datum]  

 

 

 

____________________________ 

Dieses Dokument wurde elektronisch er-

stellt und ist ohne Unterschrift und Stempel 

gültig 
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Erläuterungen zum Vorläufigen Transcript of Records 

§ 32 Abs. 4 Satz 4 ff. 

„4Es kann ein vorläufiges „Transcript of Records“ (Anlage 5) ausgestellt werden. 5Das vorläufige „Transcript of 

Records“ ist mit dem Hinweis versehen, dass es auch Leistungspunkte für Teilmodule ausweist, bei denen 

das zugehörige Modul noch nicht abgeschlossen ist. 6Leistungspunkte für eine Teilleistung im Rahmen eines 

Moduls werden nicht ausgewiesen, sofern diese Teilleistung im selben Modul nicht bestanden wurde oder als 

nicht bestanden gilt. 7Sofern die Modulbeschreibung für ggf. vorgesehene Teilleistungen keine eigenen Leis-

tungspunkte ausweist, werden im Falle des Nichtbestehens einer Teilleistung die für das gesamte Modul vor-

gesehenen Leistungspunkte für das vorläufige Transcript of Records nicht berücksichtigt. 8Bei der Notenbe-

rechnung gelten die Regelungen des § 14.“ 

 

Modulinhalte 

Die Lerninhalte und Kompetenzziele der einzelnen Module sind dem Modulhandbuch zu entnehmen. 

 

Typ 

M = Modul 

TM = Teilmodul 

LV = Lehrveranstaltung 

 

Art 

PF = Pflichtmodul / Pflichtveranstaltung / Pflichtfach 

WPF  = Wahlpflichtmodul / Wahlpflichtveranstaltung / Wahlpflichtfach 

ZF = Zusatzfach 

BA = Bachelorarbeit 

MA  = Masterarbeit 

 

Zeit / Dauer 

Angabe, in welchem Semester das Modul / Teilmodul bzw. die Lehrveranstaltung besucht wurde und Angabe der Semes-

terwochenstunden 

WiSe = Wintersemester (01.10.-31.03.) 

SoSe = Sommersemester (01.04.-30.09.) 

 

LP (= Leistungspunkt; Credit) 

1 Studienjahr = 60 Leistungspunkte 

1 Semester = 30 Leistungspunkte 

Bachelor = 180 Leistungspunkte 

Studienvariante Bachelor Plus = 240 Leistungspunkte 

Master = 120 Leistungspunkte 

 

Benotungssystem (Lokale Note) 

1 = sehr gut; eine Leistung, die den Anforderungen in besonderem Maße entspricht 

2 = gut; eine Leistung; die den Anforderungen voll entspricht 

3 = befriedigend; eine Leistung, die im Allgemeinen den Anforderungen entspricht 

4 = ausreichend; eine Leistung, die trotz ihrer Mängel den Anforderungen noch entspricht 

5 = nicht ausreichend; eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforderungen nicht entspricht 
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Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen können Zwischennoten durch Erniedrigen oder Erhöhen der einzel-

nen Noten um 0,3 gebildet werden; die Noten 0,7; 4,3 und 5,3 sind dabei ausgeschlossen. 

 

Bei nicht benoteten Leistungen wird anstatt einer Note das Kürzel „BE“ (für bestanden) bzw. „NB“ (für nicht bestanden) 

vermerkt. 

In Klammern aufgeführte Noten werden nicht in die Modul-, Fach- bzw. Gesamtnote eingerechnet. 

 

Notenskala (Modul-, Fach- bzw. Gesamtnote) 

1,0 – 1,5 =  sehr gut; eine Leistung, die den Anforderungen in besonderem Maße entspricht 

1,6 – 2,5 =  gut; eine Leistung, die den Anforderungen voll entspricht 

2,6 – 3,5 = befriedigend; eine Leistung die im Allgemeinen den Anforderungen entspricht 

3,6 – 4,0 = ausreichend; eine Leistung, die trotz ihrer Mängel den Anforderungen noch entspricht 

5,0  = nicht ausreichend; eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforderungen nicht entspricht 
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Hochschulweite Rahmenprüfungsordnung (RPO) 
Anlage 6 

 

Erklärung über das selbstständige Verfassen der [Bachelorarbeit bzw. Masterarbeit] sowie Erklärung der Über-

einstimmung aller zur Begutachtung eingereichten Exemplare 

 

Hiermit versichere ich, [Vorname Name, Matrikelnummer], dass ich die [Bachelorarbeit bzw. Masterarbeit] mit dem Titel  

[Titel der Arbeit] 

selbstständig verfasst und keine anderen als die angegebenen Hilfsmittel benutzt habe.  

Die Stellen der oben genannten Arbeit, die anderen Werken dem Wortlaut oder dem Sinn nach entnommen wurden, 

habe ich in jedem einzelnen Fall durch die Angabe der Quelle bzw. der Herkunft als Entlehnung kenntlich gemacht. Dies 

gilt auch für Zeichnungen, Skizzen, bildliche Darstellungen sowie für Quellen aus dem Internet und anderen elektroni-

schen Text- und Datensammlungen und dergleichen.  

 

 

Gemäß der mit der / dem Erstprüfenden getroffenen Verabredung bezüglich einer Verwendung von KI-Systemen gebe 

ich die nachfolgend angekreuzte Versicherung ab.  

 

(Zutreffendes bitte ankreuzen 

☐ 1. Verbot der Verwendung von KI-Systemen  

Ich versichere, dass ich zur Erstellung der vorliegenden Arbeit keine KI-Systeme genutzt habe. 

☐ 2. Erlaubnis der Verwendung von KI-Systemen mit Dokumentationspflicht  

Ich bin mir bewusst, dass mit der Nutzung von KI-Systemen keine Garantie für die Qualität von Inhal-

ten und Texten oder anderen Darstellungsformen verbunden ist. Ich verantworte die Übernahme jegli-

chen Outputs der von mir verwendeten KI-Systeme vollumfänglich selbst. Ich habe alle von der KI ge-

nerierten Outputs als solche ausgewiesen. 

In der Anlage „Dokumentation der Verwendung von KI-Systemen“ habe ich dargelegt, welche KI-Sys-

teme ich genutzt habe, für welchen Zweck ich diese verwendet habe und auf welche Weise die Nut-

zung stattfand. 

☐ 3. Gebot der Nutzung von KI-Systemen mit Dokumentationspflicht 

Ich versichere, dass ich die von der oder dem Erstprüfenden explizit vorgegebenen KI-Systeme ge-

nutzt und alle von der KI generierten Outputs als solche ausgewiesen habe.  

In der Anlage „Dokumentation der Verwendung von KI-Systemen“ habe ich dargelegt, für welchen 

Zweck ich welche Systeme verwendet habe und auf welche Weise die Nutzung stattfand. 

Ich bin mir bewusst, dass mit der Nutzung von KI-Systemen keine Garantie für die Qualität von Inhal-

ten und Texten oder anderen Darstellungsformen verbunden ist. 

Ich verantworte die Übernahme jeglichen Outputs der von mir verwendeten KI-Systeme vollumfäng-

lich selbst.  

 

 

Die eingereichte Arbeit ist nicht anderweitig als Prüfungsleistung verwendet worden oder in deutscher oder in einer an-

deren Sprache als Veröffentlichung erschienen. Ich versichere weiterhin, dass ggf. direkt an die Prüfenden zur Begut-

achtung übermittelte gedruckte Exemplare mit der im Prüfungsamt eingereichten elektronischen Fassung der Arbeit 

übereinstimmen.  

Mir ist bewusst, dass wahrheitswidrige Angaben als Täuschung behandelt werden 

 

__________________________ 
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Ort, Datum, Unterschrift 

 

Anlage zur Eigenständigkeitserklärung zu meiner [Bachelorarbeit bzw. Masterarbeit]:  
Dokumentation der Verwendung von KI-Systemen 

In meiner [Bachelorarbeit bzw. Masterarbeit] habe ich die unten genannten KI-Systeme wie im Folgenden beschrieben 

eingesetzt. 

 

 

 

 

Ort, Datum    Unterschrift 

 

Zweck der Verwendung  Eingesetzte(s) 

KI- System(e) 

Beschreibung der Verwendungsweise 

Generierung von Ideen und  

Konzeption der Arbeit 

  

Literatursuche   

Literaturanalyse   

Literaturverwaltung und  

Zitationsmanagement 

  

Auswahl von Methoden und  

Modellen 

  

Datensammlung und -analyse   

Generierung / Überprüfung von  

Programmcodes 

  

Erstellung / Optimierung von  

Visualisierungen von Daten 

  

Erstellung bildlicher Darstellungen   

Interpretation und Validierung von 

Daten 

  

Strukturierung des Texts der Arbeit   

Formulierung des Texts der Arbeit   

Übersetzung    

Redigieren des Texts   

Layouten der Arbeit   

Plausibilitätsprüfung meiner  

Argumentation(en) 

  

Vorbereitung der Präsentation der 

Arbeit  

  

Sonstiges   
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Hochschulweite Rahmenprüfungsordnung (RPO) 
Anlage 7 

 

Eigenständigkeitserklärung für studienbegleitende schriftliche Prüfungen, 

die ohne Aufsicht absolviert werden 

 

Erklärung von [Vorname Name, Matrikelnummer] über die selbstständige Erbringung der Prüfungsleistung: 

 Art der Prüfungsleistung: [ ] 

in der Lehrveranstaltung: LSF-Nr. [ ] und Titel der Lehrveranstaltung [ ] oder 

bei Prüfungen, die keiner Lehrveranstaltung zugeordnet sind: LSF-Prüfungsnummer: [ ] 

Angabe des Semesters: [ ] 

 

Ich versichere hiermit, dass ich die vorstehende Prüfungsleistung selbstständig erbracht und keine anderen als die ange-

gebenen Hilfsmittel benutzt habe.  

Die Stellen der oben genannten Arbeit, die anderen Werken dem Wortlaut oder dem Sinn nach entnommen wurden, 

habe ich in jedem einzelnen Fall durch die Angabe der Quelle bzw. der Herkunft als Entlehnung kenntlich gemacht. Dies 

gilt auch für Zeichnungen, Skizzen, bildliche Darstellungen sowie für Quellen aus dem Internet und anderen elektroni-

schen Text- und Datensammlungen und dergleichen.  

 

Gemäß der von der bzw. dem Prüfenden getroffenen Entscheidung bezüglich einer Verwendung von KI-Systeme gebe 

ich die nachfolgend angekreuzte Versicherung ab.  

(Zutreffendes bitte ankreuzen 

☐ 1. Verbot der Verwendung von KI-Systemen  

Ich versichere, dass ich zur Erstellung der vorliegenden Arbeit keine KI-Systeme genutzt habe. 

☐ 2. Erlaubnis der Verwendung von KI-Systemen mit Dokumentationspflicht  

Ich bin mir bewusst, dass mit der Nutzung von KI-Systemen keine Garantie für die Qualität von Inhal-

ten und Texten oder anderen Darstellungsformen verbunden ist. Ich verantworte die Übernahme jegli-

chen Outputs der von mir verwendeten KI-Systeme vollumfänglich selbst. Ich habe alle von der KI ge-

nerierten Outputs als solche ausgewiesen. 

In der Anlage „Dokumentation der Verwendung von KI-Systemen“ habe ich dargelegt, welche KI-Sys-

teme ich genutzt habe, für welchen Zweck ich diese verwendet habe und auf welche Weise die Nut-

zung stattfand. 

☐ 3. Gebot der Nutzung von KI-Systemen mit Dokumentationspflicht 

Ich versichere, dass ich die von der oder dem Erstprüfenden explizit vorgegebenen KI-Systeme ge-

nutzt und alle von der KI generierten Outputs als solche ausgewiesen habe.  

In der Anlage „Dokumentation der Verwendung von KI-Systemen“ habe ich dargelegt, für welchen 

Zweck ich welche Systeme verwendet habe und auf welche Weise die Nutzung stattfand. 

Ich bin mir bewusst, dass mit der Nutzung von KI-Systemen keine Garantie für die Qualität von Inhal-

ten und Texten oder anderen Darstellungsformen verbunden ist. 

Ich verantworte die Übernahme jeglichen Outputs der von mir verwendeten KI-Systeme vollumfäng-

lich selbst.  

Die eingereichte Arbeit ist nicht anderweitig als Prüfungsleistung verwendet worden oder in deutscher oder in einer an-

deren Sprache als Veröffentlichung erschienen.  

Mir ist bewusst, dass wahrheitswidrige Angaben als Täuschung behandelt werden. 

 

________________________ 

Ort, Datum, Unterschrift  
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[Vorname] [Name] [Matrikelnummer] 

Anlage zur Eigenständigkeitserklärung zu meiner Prüfungsleistung:  
Dokumentation der Verwendung von KI-Systemen 

In meiner Prüfungsleistung [mit der LSF-Prüfungsnummer [Prüfungsnummer] bzw. zur Lehrveranstaltung [Titel, LSF-Nr.]] 

habe ich die unten genannten KI-Systeme wie im Folgenden beschrieben eingesetzt. 

 

 

 

 

Ort, Datum    Unterschrift 

 

[Vorname] [Name] [Matrikelnummer]

Zweck der Verwendung  Eingesetzte(s) 

KI- System(e) 

Beschreibung der Verwendungsweise 

Generierung von Ideen und  

Konzeption der Arbeit 

  

Literatursuche   

Literaturanalyse   

Literaturverwaltung und  

Zitationsmanagement 

  

Auswahl von Methoden und  

Modellen 

  

Datensammlung und -analyse   

Generierung / Überprüfung von  

Programmcodes 

  

Erstellung / Optimierung von  

Visualisierungen von Daten 

  

Erstellung bildlicher Darstellungen   

Interpretation und Validierung von 

Daten 

  

Strukturierung des Texts der Arbeit   

Formulierung des Texts der Arbeit   

Übersetzung    

Redigieren des Texts   

Layouten der Arbeit   

Plausibilitätsprüfung meiner  

Argumentation(en) 

  

Vorbereitung der Präsentation der 

Arbeit  

  

Sonstiges   
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Hochschulweite Rahmenprüfungsordnung (RPO) 
Anlage 8 

 

 

Ausnahmen gemäß § 2 Abs. 1 

[keine Ausnahmen] 

 


